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Anwesend sind 86 Mitglieder. Abwesend mit Entschuldigung: Markus Ammann, Christian Ginsig, Urs 
Huber, Hardy Jäggi, Simon Michel, Manuela Misteli, Stefan Nünlist, Werner Ruchti, Martin Rufer, Simone 

Rusterholz, Christine Rütti, Silvia Stöckli, Mark Winkler, Marianne Wyss 
 

DG 0212/2022 

Begrüssung und Mitteilungen der Kantonsratspräsidentin 

Wir fahren weiter und ich bitte Sie, Platz zu nehmen. 

SGB 0155/2022 

Voranschlag 2023 

(Weiterberatung, siehe «Verhandlungen» 2022, S. 953) 

SGB 0150/2022 

Globalbudget «Führungsunterstützung Bau- und Justizdepartement und amtliche Geoinfor-

mation» für die Jahre 2023 bis 2025 

Es liegen vor: 

a) Botschaft und Entwurf des Regierungsrats vom 5. September 2022: 
 
Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 74 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 der Kantons-
verfassung vom 8. Juni 1986, § 19 Absatz 1 und § 20 des Gesetzes über die wirkungsorientierte Verwal-
tungsführung vom 3. September 2003 (WoV-G), nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des 
Regierungsrates vom 5. September 2022 (RRB Nr. 2022/1343), beschliesst: 
1. Für das Globalbudget «Führungsunterstützung Bau- und Justizdepartement und amtliche Geoinfor-

mation» werden für die Jahre 2023 bis 2025 folgende Produktegruppen und Ziele festgelegt: 
1.1 Produktegruppe 1: Führungsunterstützung Bau- und Justizdepartement 

1.1.1 Korrekte Beschwerdeentscheide innerhalb der gesetzten Fristen 
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1.1.2 Erfolgreiche Gesetzgebungsprojekte. 
1.2 Produktegruppe 2: Amtliche Geoinformation 

1.2.1 Kantonale Geodateninfrastruktur (KGDI/SO!GIS) betreiben und weiterentwickeln 
1.2.2 Amtliche Vermessung des Kantons leiten, überwachen und verifizieren 
1.2.3 Kunden beraten und Daten liefern. 

2. Für das Globalbudget «Führungsunterstützung Bau- und Justizdepartement und amtliche Geoinfor-
mation» wird als Saldovorgabe für die Jahre 2023 bis 2025 ein Verpflichtungskredit von 
14'573'000 Franken beschlossen. 

3. Der Verpflichtungskredit für das Globalbudget «Führungsunterstützung Bau- und Justizdepartement 
und amtliche Geoinformation» wird bei einer vom Regierungsrat beschlossenen Lohnanpassung ge-
mäss § 17 des Gesamtarbeitsvertrages vom 25. Oktober 2004 (GAV) angepasst. 

4. Der Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt. 
 
b) Änderungsantrag der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission und der Finanzkommission vom 

25. Oktober 2022 zum Beschlussesentwurf des Regierungsrats: 
Ziffer 2. soll lauten: 
Für das Globalbudget «Führungsunterstützung Bau- und Justizdepartement und amtliche Geoinforma-
tion» wird als Saldovorgabe für die Jahre 2023 bis 2025 ein Verpflichtungskredit von 13'608'000 Franken 
beschlossen. 
 
c) Ablehnende Stellungnahme des Regierungsrats vom 22. November 2022 zum Antrag der Umwelt-, 

Bau- und Wirtschaftskommission und der Finanzkommission. 
 
d) Antrag der Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP vom 9. Dezember 2022: 
Ziffer 2. soll lauten: 
Für das Globalbudget «Führungsunterstützung Bau- und Justizdepartement und amtliche Geoinforma-
tion» wird als Saldovorgabe für die Jahre 2023 bis 2025 ein Verpflichtungskredit von 14'000'000 Franken 
beschlossen. 

Johannes Brons (SVP), Sprecher der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission. Dieses Globalbudget 
wurde von der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission an ihrer Sitzung vom 29. September 
2022 diskutiert. Für die Jahre 2023 bis 2025 werden total 4,1 neue Pensen beantragt. Davon entfallen 
0,6 Pensen auf die Administration Bau- und Justizdepartement (BJD). Barbara Röthlisberger, Leiterin 
Administration, arbeitet dort seit rund 45 Jahren und geht übernächstes Jahr in Pension. Es wird ein 
neues Pflichtenheft erarbeitet und eine Trennung der Leitung Administration und der Kanzlei des 
Rechtsdienstes wird ins Auge gefasst, was realistisch ist. Ein zusätzliches, wichtiges Pensum braucht es 
zur Betreuung der Applikation eBauSO für das elektronische Baugesuchsverfahren, welches im Kanton 
Solothurn eingeführt werden soll. Es werden zwei weitere Pensen geschaffen, die sich mit der Pflege 
und Weiterentwicklung des Projektportfolios in den verschiedenen Amtsstellen befassen. Irgendwann 
erreichen die Applikationen ihr Ablaufdatum und müssen auf den neuesten Stand gebracht werden. 
Eine Aufstockung von 0,5 Pensen wird für den Rechtsdienst beantragt, um den grossen Pendenzenberg 
besser bewältigen zu können, aber auch, um den Wissenstransfer sicherzustellen, da in den nächsten 
Jahren einige Pensionierungen anstehen. Die Pensenaufstockung wurde von verschiedenen Seiten kriti-
siert. Man wünscht sich eine bessere Zusammenarbeit zwischen dem BJD und dem Amt für Information 
und Organisation (AIO). Dabei geht es insbesondere um die Stellenaufstockung im Bereich der Informa-
tionssicherheit, die mehr in die digitale Transformation hineinspielen sollte. Gegenüber dem Global-
budget 2020 bis 2022 wurden 15 % mehr Ausgaben budgetiert. Das möchte die Mehrheit der Umwelt-, 
Bau- und Wirtschaftskommission nicht, sondern sie will die Formel 3 x Budget 2022 wie bei anderen 
Globalbudgets anwenden. So wurde zu Ziffer 2. der Antrag gestellt, als Saldovorgabe für die Jahre 
2023 bis 2025 einen Verpflichtungskredit von neu 13'608'000 Franken statt 14'573'000 Franken zu bean-
tragen. Trotz ausführlicher Darlegung von Seiten des BJD und des Regierungsrats wurde der gestellte 
Antrag mit 7:2 Stimmen bei zwei Enthaltungen angenommen. Die übrigen Ziffern wurden angenom-
men. Der Antrag der Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP lag der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission 
nicht vor und konnte deshalb nicht diskutiert werden. Gerne gebe ich auch die Meinung der SVP-
Fraktion bekannt. Sie wird den Antrag der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission unterstützen. 

Myriam Frey Schär (Grüne). Das Wichtigste vorweg: Wir werden dem Globalbudget zustimmen. Wir 
finden es vor allem wichtig, dass das Projekt eBauSO uneingeschränkt weiterverfolgt werden kann. 
Volldigitalisierte Bauverfahren erleichtern die Arbeit der kantonalen Verwaltung sowie der kommuna-
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len Behörden und insbesondere auch das Leben der Bauherrschaften. Diese können nicht nur Zeit, son-
dern auch ordentlich Geld sparen, wenn sie sich nicht mehr mit den gelben Mäppchen und stapelweisen 
teuren Farbkopien herumschlagen müssen. Die Kürzungsanträge werden wir beide ablehnen. Die Kür-
zungsformel der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission ist für uns zu wenig differenziert. Eine Kon-
solidierung der Kosten auf einem früheren Niveau bei einer gleichzeitig angestiegenen Aufgabenlast 
erachten wir als nicht zielführend. Für die Argumentation der Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP hat zu-
mindest ein Teil von uns durchaus Sympathien. Dieser sieht den Bereich der Datensicherheit tatsächlich 
auch als eine Aufgabe an, die eigentlich zentralisiert vom AIO erfüllt werden müsste. Das Geld dafür 
müssen wir aber trotzdem budgetieren, auch wenn wir die entsprechende Verschiebung der Aufgabe 
begrüssen würden. Wir unterstützen weiterhin den Antrag des Regierungsrats. 

Philipp Heri (SP). Im Grundsatz kann ich alles unterstützen, was meine Vorrednerin gesagt hat. Für uns 
ist es wichtig, dass die Projekte, die in diesem Globalbudget enthalten sind, durchgeführt werden kön-
nen, insbesondere das eBau-Projekt. 107 Gemeinden werden damit arbeiten, ebenso unzählige Pla-
nungsbüros. Dabei ist die kantonale Stelle in einer zentralen Funktion. Sie muss sicherstellen können, 
dass alles reibungslos läuft und Support bereitsteht. Es ist auch hinlänglich bekannt, dass der Rechts-
dienst, vor allem im Bauwesen, überdurchschnittlich stark beansprucht wird. Wir merken auch auf Ge-
meindeebene, dass die Hemmschwelle, eine Einsprache zu erheben oder eine Beschwerde zu machen, 
deutlich gesunken ist. Auch hat das verdichtete Bauen Auswirkungen auf den Rechtsdienst. Je näher 
man sich kommt, desto genauer wird geschaut, was der oder die andere baut. Schliesslich kommen in 
den nächsten vier Jahren auch sehr viele Ortsplanungsrevisionen in die Genehmigung. Auch diese dürf-
ten den Rechtsdienst zusätzlich belasten. Weiter müssen wir aufpassen, dass wir von den bestehenden 
Arbeitnehmenden nicht immer mehr fordern, denn die Gefahr, dass sie ausbrennen oder abspringen, 
nimmt zu. Was solche Ausfälle bedeuten, können zumindest alle hier im Saal, die Mitarbeitende be-
schäftigen, bestens beurteilen. Der Druck und die Last auf die verbleibenden Personen nimmt noch 
mehr zu und die Negativspirale beginnt sich zu drehen. Wie schwierig es im Moment ist, geeignetes 
Personal zu finden, dürfte ebenfalls allen bekannt sein. Also sorgen wir dafür, dass es gar nicht erst so 
weit kommt, schauen wir gut zum bestehenden Personal und genehmigen wir dieses Globalbudget. Die 
Fraktion SP/Junge SP unterstützt den regierungsrätlichen Antrag. 

Thomas Lüthi (glp). Die glp-Fraktion wird bei diesem Geschäft den gemeinsamen Antrag der Umwelt-, 
Bau- und Wirtschaftskommission und der Finanzkommission unterstützen. Wir sehen den punktuellen 
Bedarf, wenn Schlüsselpersonen in einem Departement bei einer Pensionierung nicht eins zu eins ersetzt 
werden können. Wir sind aber der Meinung, dass es in einem Budget von 13,6 Millionen Franken mög-
lich sein muss, solche Schwankungen aufzufangen. Unsere Unterstützung für den Antrag der Umwelt-, 
Bau- und Wirtschaftskommission und der Finanzkommission möchten wir aber keinesfalls als Votum 
gegen die Einführung der Plattform, die bereits mehrfach genannt wurde - die eBauSO - verstanden 
haben. Heute Stellenprozente für die Betreuung einer Plattform zu sprechen, von der wir zurzeit leider 
noch ein wenig entfernt sind, ist aus unserer Sicht verfrüht. Die Stellenprozente, die für die Beschaffung 
und Einführung dieses Projekts anfallen, gehören aus unserer Sicht in den entsprechenden Projektkre-
dit. Damit ist auch gesagt, warum wir die Begründung des Antrags der Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP 
nicht nachvollziehen können. Dort wird erfreulicherweise von einem vorübergehenden Stellenaufbau 
gesprochen. Einen solchen Plan gibt es meines Wissens aber leider nicht. Für einen zeitlich befristeten 
und an ein Projekt gebundenen personellen Kapazitätsaufbau gibt es, wie bereits gesagt, einen Pro-
jektkredit und diesen würden wir dann selbstverständlich auch gerne unterstützen. 

Georg Nussbaumer (Die Mitte). Auch uns ist klar, dass die Erhöhung des Globalbudgetsaldos gegenüber 
der Vorperiode eine grosse Steigerung darstellt und dass das angesichts der Tatsache, dass wir im kom-
mendem Jahr ein grosses Defizit haben werden, ein wenig quer in der Landschaft steht. Wenn wir uns 
aber einige grundsätzliche Gedanken machen, sehen wir, dass es doch nicht ganz verkehrt ist, wenn wir 
im Bereich der Informatik investieren. Insofern bin ich um die Voten der Vorredner froh. Wenn wir uns 
die demografische Entwicklung vor Augen halten, wissen wir bereits heute, dass auch unser Kanton - ob 
er will oder nicht - seine Aufgaben in Zukunft mit weniger Personal erfüllen muss, das aus dem einfa-
chen Grund, weil uns Fachkräfte fehlen werden. Mit meinem Jahrgang 1964 wird die Babyboomer-
Generation in rund sieben Jahren in Rente gehen. Bis dann werden uns im Kanton Solothurn je nach 
Schätzungen zwischen 25'000 und 30'000 Arbeitskräfte fehlen. Unser Kanton hat gar keine andere Wahl 
und auch die Pflicht, seine Aufgaben möglichst effizient auszuführen, um die private Wirtschaft in die-
sem Bereich möglichst wenig zu konkurrenzieren. Das wird nur dann gelingen, wenn der Kanton seine 
Informatik so weit ausbaut, dass repetitive Aufgaben durch die Digitalisierung vereinfacht oder sogar 
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ganz übernommen werden. Dafür müssen wir jetzt parat und bereit sein, zu investieren und nicht auf 
halbem Weg stehenbleiben. Entgegen der in der Kommission gemachten Verknüpfung der Gelder, die 
im Rahmen der Digitalisierungsstrategie gesprochen wurden, ist es so, dass die Strategie nur dann funk-
tionieren kann, wenn auch die Dienststellen die fachspezifischen Bereiche der Informatik vorantreiben 
können. Das AIO in seiner Rolle als kantonaler Leistungserbringer erbringt die geforderten Informa-
tikservices, damit die Dienststellen ihre Digitalisierungs- und Transformationsprojekte angehen und 
umsetzen können. Das Departementssekretariat des BJD ist unter anderem für die Einführung der Soft-
ware zur elektronischen Abwicklung von Baugesuchen verantwortlich, die in enger Zusammenarbeit mit 
den Gemeinden entwickelt wird. Das Projekt ist für die effiziente, bürgernahe Arbeit bei der Abwick-
lung von Baugesuchen wesentlich und kann nur dann zeitnah realisiert werden, wenn man zumindest 
vorübergehend aufstocken kann - in der klaren Meinung, dass man irgendwann auch wieder abbauen 
kann. Angesichts der finanziell angespannten Situation des Kantons sind wir aber der Meinung, dass 
eine Erhöhung des Globalbudgets auf 14 Millionen Franken einen gangbaren Kompromiss darstellt und 
dass das Amt den Rest intern irgendwie auffangen muss. Wir bitten Sie, unseren Antrag auf 
14 Millionen Franken zu unterstützen. 

Martin Flury (FDP). Für das neue Globalbudget sind 2 Millionen Franken mehr veranschlagt, und das, 
obwohl man in der letzten Globalbudgetperiode um 1,2 Millionen Franken unter dem Budget geblieben 
ist. Dieses Geld kann man in der neuen Globalbudgetperiode einsetzen, um gewisse neue Stellen zu 
schaffen. Wir möchten den Globalbudgetsaldo der letzten Periode übernehmen. Das heisst, dass es kei-
ne Kürzung ist, sondern lediglich keine Erhöhung des Budgets. Um die Kantonsfinanzen steht es nicht 
gut und deshalb bitten wir Sie, dem Antrag der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission und der Fi-
nanzkommission zuzustimmen. 

Sandra Kolly (Vorsteherin des Bau- und Justizdepartements). Mit der Annahme des Antrags der Umwelt-
, Bau- und Wirtschaftskommission und der Finanzkommission würden letztlich 100'000 Franken weniger 
zur Verfügung stehen als in der jetzigen Globalbudgetperiode. Ich denke, dass es unbestritten ist, dass 
wir mehr Aufgaben übernehmen müssen, insbesondere in den Bereichen eBauSO und Informationssi-
cherheit sowie für die Betreuung der Applikationen. Das ist nicht Aufgabe des AIO, sondern wir müssen 
das selber übernehmen. Wird dem Antrag des Regierungsrats nicht gefolgt, werden wir nicht drum 
herumkommen, später nochmals einen Antrag, vor allem für eBauSO, zu stellen. In diesem Sinne bitte 
ich Sie, den Antrag des Regierungsrats oder zumindest den der Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP zu unter-
stützen. 
 
Eintreten wird stillschweigend beschlossen. 

Detailberatung 

Titel und Ingress, Ziffer 1. Angenommen 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Zu Ziffer 2. liegen der gemeinsame Antrag der Umwelt-, Bau- und Wirt-
schaftskommission und der Finanzkommission sowie der Antrag der Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP vor. 
Diese stellen wir einander gegenüber. Anschliessend wird der obsiegende Antrag dem Antrag des Re-
gierungsrats gegenübergestellt. 
  
Abstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 9] 
 
Für den Antrag der Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP 47 Stimmen 
Für den Antrag der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission und der Finanzkom-
mission 

38 Stimmen 

Enthaltungen 1 Stimme 
  
Abstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 10] 
 
Für den Antrag der Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP 57 Stimmen 
Für den Antrag des Regierungsrats 27 Stimmen 
Enthaltungen 1 Stimme 
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Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Sie haben dem Antrag der Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP zugestimmt 
und somit ist die Ziffer 2. bereinigt.  
 
Ziffer 3. und 4. Angenommen 

Kein Rückkommen.  

Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 11] 
 
Für Annahme des Beschlussesentwurfs 69 Stimmen 
Dagegen 17 Stimmen 
Enthaltungen 0 Stimmen 

Der bereinigte Kantonsratsbeschluss lautet: 
  
Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 74 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 der Kantons-
verfassung vom 8. Juni 1986, § 19 Absatz 1 und § 20 des Gesetzes über die wirkungsorientierte Verwal-
tungsführung vom 3. September 2003 (WoV-G), nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des 
Regierungsrates vom 5. September 2022 (RRB Nr. 2022/1343), beschliesst: 
1. Für das Globalbudget «Führungsunterstützung Bau- und Justizdepartement und amtliche Geoinfor-

mation» werden für die Jahre 2023 bis 2025 folgende Produktegruppen und Ziele festgelegt: 
1.1 Produktegruppe 1: Führungsunterstützung Bau- und Justizdepartement 

1.1.1 Korrekte Beschwerdeentscheide innerhalb der gesetzten Fristen 
1.1.2 Erfolgreiche Gesetzgebungsprojekte. 

1.2 Produktegruppe 2: Amtliche Geoinformation 
1.2.1 Kantonale Geodateninfrastruktur (KGDI/SO!GIS) betreiben und weiterentwickeln 
1.2.2 Amtliche Vermessung des Kantons leiten, überwachen und verifizieren 
1.2.3 Kunden beraten und Daten liefern. 

2. Für das Globalbudget «Führungsunterstützung Bau- und Justizdepartement und amtliche Geoinfor-
mation» wird als Saldovorgabe für die Jahre 2023 bis 2025 ein Verpflichtungskredit von 
14'000'000 Franken beschlossen. 

3. Der Verpflichtungskredit für das Globalbudget «Führungsunterstützung Bau- und Justizdepartement 
und amtliche Geoinformation» wird bei einer vom Regierungsrat beschlossenen Lohnanpassung ge-
mäss § 17 des Gesamtarbeitsvertrages vom 25. Oktober 2004 (GAV) angepasst. 

4. Der Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt. 

SGB 0147/2022 

Globalbudget «Raumplanung» für die Jahre 2023 bis 2025 

Es liegen vor: 

a) Botschaft und Entwurf des Regierungsrats vom 5. September 2022: 
 
Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 74 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 der Kantons-
verfassung vom 8. Juni 1986, § 19 Absatz 1 und § 20 des Gesetzes über die wirkungsorientierte Verwal-
tungsführung vom 3. September 2003 (WoV-G), nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des 
Regierungsrates vom 5. September 2022 (RRB Nr. 2022/1340), beschliesst: 
1. Für das Globalbudget «Raumplanung» für die Jahre 2023 bis 2025 sind folgende Produktegruppen-

ziele festgelegt: 
1.1 Produktegruppe 1: Raumplanung 

1.1.1 Eine qualitätsvolle Siedlungsentwicklung nach innen gewährleisten 
1.1.2 Gemeindegrenzen überschreitende Zusammenarbeit fördern 
1.1.3 Recht- und zweckmässige Nutzungspläne gewährleisten 
1.1.4 Schlüsselprojekte voranbringen 
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1.2 Produktegruppe 2: Natur und Landschaft 
1.2.1 Lebensräume für einheimische Tiere und Pflanzen erhalten und aufwerten 
1.2.2 Zielkonforme Schutzgebiete schaffen, erweitern und pflegen. 
1.2.3 Biodiversität im Siedlungsraum fördern 

1.3 Produktegruppe 3: Baugesuche 
1.3.1 Bau- und Plangenehmigungsgesuche zielgerichtet und schnell abwickeln und Entscheide 

klar und verständlich abfassen. 
2. Für das Globalbudget «Raumplanung» wird als Saldovorgabe für die Jahre 2023 bis 2025 ein Ver-

pflichtungskredit von 12'803'000 Franken beschlossen. 
3. Der Verpflichtungskredit für das Globalbudget «Raumplanung» wird bei einer vom Regierungsrat 

beschlossenen Lohnanpassung gemäss § 17 des Gesamtarbeitsvertrages vom 25. Oktober 2004 (GAV) 
angepasst. 

4. Der Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt. 
 
b) Änderungsantrag der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission und der Finanzkommission vom 

25. Oktober 2022 zum Beschlussesentwurf des Regierungsrats: 
Ziffer 2. soll lauten: 
Für das Globalbudget «Raumplanung» wird als Saldovorgabe für die Jahre 2023 bis 2025 ein Verpflich-
tungskredit von 11'637'000 Franken beschlossen. 
 
c) Ablehnende Stellungnahme des Regierungsrats vom 22. November 2022 zum Antrag der Umwelt-, 

Bau- und Wirtschaftskommission und der Finanzkommission 
 
d) Antrag der Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP vom 9. Dezember 2022: 
Ziffer 2. soll lauten: 
Für das Globalbudget «Raumplanung» wird als Saldovorgabe für die Jahre 2023 bis 2025 ein Verpflich-
tungskredit von 12'000’000 Franken beschlossen. 

Eintretensfrage 

Martin Flury (FDP), Sprecher der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission. An dieser Stelle vertrete ich 
Martin Rufer, der heute Nachmittag nicht anwesend sein kann. Der beantragte Globalbudgetsaldo be-
trägt 12,8 Millionen Franken. In der laufenden Globalbudgetperiode ist man bei 10 Millionen Franken. 
Somit ist der beantragte Verpflichtungskredit rund 28 % höher. Begründet werden die Mehrkosten von 
1,3 Millionen Franken für die Bewältigung der bisherigen Aufgaben. 1,5 Millionen Franken sind für 
neue Aufgaben vorgesehen. Die Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission anerkennt einen gewissen 
Mehrbedarf. Die Mehrheit ist aber der Meinung, dass aufgrund der finanziellen Lage des Kantons Mass 
zu halten ist. Deshalb lautet der Antrag der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission auf 
11,637 Millionen Franken, was drei mal dem Budget 2022 entspricht. In diesem Budget sind auch 
380'000 Franken enthalten, die einen Einmaleffekt darstellen. Die Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskom-
mission will also eine Stabilisierung der Ausgaben. Es ist kein Sparantrag, sondern lediglich ein nicht so 
starker Ausbau. Mit diesem Antrag wird das neue Globalbudget im Vergleich mit dem laufenden um 
1,6 Millionen Franken höher sein, was immerhin eine Erhöhung von 16 % ist. Die Umwelt-, Bau- und 
Wirtschaftskommission ist der Meinung, dass beim Amt für Raumplanung (ARP) Potential für Effizienz-
steigerungen besteht und dass Prozessabläufe vereinfacht werden können, beispielsweise bei Ortspla-
nungsrevisionen oder Baubewilligungen. Der Antrag wurde in der Kommission mit 8:3 Stimmen ange-
nommen. Der Antrag der Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP ist der Kommission nicht vorgelegen. 

Patrick Friker (Die Mitte). Für uns ist klar, dass im ARP Optimierungsbedarf besteht. Wir erwarten vom 
Amt mehr wirtschaftliches Denken und auch mehr Pragmatismus. Aus diesem Grund erkennen wir im 
Unterschied zum Antrag des Regierungsrats durchaus Einsparpotential und dieses gilt es auszunützen. 
Deshalb ist unser Antrag tiefer als der des Regierungsrats. Wir beantragen 12 Millionen Franken. Für uns 
ist entscheidend, dass das ARP für die Weiterentwicklung unseres Kantons sehr wichtig ist. Wir wollen 
insbesondere, dass der Auftrag von Josef Maushart zur Schaffung eines Industrieparks vorangetrieben 
wird. Deshalb stellen wir den Antrag als Kompromiss. Der Antrag der Umwelt-, Bau- und Wirtschafts-
kommission und der Finanzkommission geht zu weit und wir riskieren, dass so wichtige Projekte für 
unsere Industrie nicht im gewünschten Tempo vorangetrieben werden können. Wir bitten Sie, unserem 
Antrag zuzustimmen. 
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Thomas Lüthi (glp). Ich kann vorwegnehmen, dass wir auch bei diesem Geschäft den Antrag der Um-
welt-, Bau- und Wirtschaftskommission und der Finanzkommission unterstützen werden. Wir anerken-
nen die Herausforderungen, die sich im ARP stellen. Der Anstieg von 10 Millionen Franken aus der letz-
ten Globalbudgetperiode auf die jetzt beantragten 11,6 Millionen Franken ist noch immer weit 
überdurchschnittlich und eine noch immer besorgniserregende Kostensteigerung. Zudem hat der Amts-
chef in der Kommission zu Protokoll gegeben, dass man mit den 11,3 Millionen Franken den Betrieb 
stabilisieren und aufrechterhalten kann. Dank der Korrektur des Einmaleffekts aus diesem Jahr stehen 
wir sogar bei 11,6 Millionen Franken. Wir sind sicher, dass das ARP so wieder zu einem zuverlässigen 
und termingerechten Dienstleister für Private und Gemeinden werden kann. Wir sind zudem gespannt, 
wie sich der dereinst bereits beim vorherigen Geschäft besprochene Effizienzgewinn beispielsweise 
dank eBauSO auswirken wird. Wir hoffen, dass damit im Amt auch wieder freie Kapazitäten geschaffen 
werden können. Der Antrag der Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP argumentiert unter anderem mit Infra-
strukturprojekten wie zum Beispiel dem Agglomerationsprogramm. Aus unserer Sicht macht das ARP 
hier bereits einen sehr guten Job. Diese Aufgaben verändern sich in der neuen Globalbudgetperiode 
nicht grundlegend, so dass das nicht für eine Erhöhung herangezogen werden kann. 

Simon Esslinger (SP). Ich bin der Argumentation des Sprechers der glp-Fraktion, wie das aufgehen soll, 
gespannt gefolgt. Wir haben bereits heute die Ausgangslage, dass das Amt die Arbeitslast nicht bewäl-
tigen kann. Das führt zu den ausserordentlich langen Wartefristen, beispielsweise im Bereich der Bauge-
suchsprüfungen ausserhalb der Bauzonen. Wir wissen, dass wir hier einen Bearbeitungsstau haben. 
Gleichzeitig wissen wir, dass sehr grosse Projekte bewirtschaftet werden müssen. Wir haben viele Orts-
planungsrevisionen, die unterwegs sind und nach wie vor Arbeit generieren. Zudem haben wir - und das 
ist eigentlich das wichtigste - die Mitarbeitenden. Es gibt bereits heute eine sehr hohe Fluktuation und 
so gibt es auf der Ebene Mitarbeitende keine Stabilität. Insofern ist es aus Sicht der Fraktion SP/Junge SP 
verheerend, wenn den Kürzungsanträgen gefolgt werden würde. Deshalb unterstützt die Fraktion 
SP/Junge SP den Antrag des Regierungsrats. 

Daniel Urech (Grüne). Aus Sicht der Grünen Fraktion ist das vorgelegte Globalbudget für die Raumpla-
nung nachvollziehbar. Dass es in diesem Bereich eine Aufstockung braucht, ist für sehr wichtige Aufga-
ben unseres Kantons elementar. So stehen beispielsweise im Bereich der Raumplanung diverse Legisla-
turziele an, die wir bei der Kenntnisnahme und der Debatte zum Legislaturplan eigentlich alle ganz cool 
gefunden haben. Weiter vergeht kaum eine Session, ohne dass wir den Regierungsrat nicht mit Vorstös-
sen beglücken, die in die Zuständigkeit des ARP fallen. Schliesslich sind eine Vielzahl von Gemeinden im 
Prozess der Ortsplanungsrevision. Sie sind darauf angewiesen, dass das ARP die Vorprüfungen und die 
Begleitung der entsprechenden Projekte rasch und effizient wahrnehmen kann. Hier harzt es gewaltig. 
Ich kann nicht ganz nachvollziehen, warum uns weder der Regierungsrat noch die zuständige Kommis-
sion ein Globalbudgetziel zur Effizienz in diesem Bereich vorgeschlagen hat. In der Statistik sehen wir, 
dass es im Jahr 2020 zwei Ortsplanungsrevisionen und im Jahr 2021 drei Ortsplanungsrevisionen zur 
Genehmigung gab. In denselben Jahren gab es 17 respektive 23 Ortsplanungsvorprüfungen und damit 
sehen wir, welche Arbeiten auf das Amt zukommen werden. Vor diesem Hintergrund sehen wir den 
Sparhammer als grosses Risiko. Damit würden wir nämlich dem Amt die Entschuldigungsmöglichkeit 
einer vom Parlament verursachten Ressourcenknappheit geben. Uns scheint klar zu sein, dass bei der 
grossen Aufgabenfülle, die im Bereich dieses Globalbudgets ansteht, eine Kürzung des Vorschlags des 
Regierungsrats nicht verantwortbar ist. Unabhängig vom Ausgang der Abstimmung zur genauen Höhe 
der Ausgaben in den nächsten drei Jahren möchte ich aber das ARP und die zuständige Regierungsrätin 
ausdrücklich auffordern, der Wichtigkeit von zügigen Verfahren für die Entwicklung in unserem Kanton 
die notwendige Priorität zu geben. Die Gemeinde Dornach beispielsweise musste weit über ein Jahr 
warten, bis sie eine Rückmeldung auf die Vorprüfungsanfrage ihrer Ortsplanungsrevision erhalten hat. 
Wir versprechen uns zwar, dass aufgrund dieser eklatanten Verspätung quasi aus schlechtem Gewissen 
eine zügigere Erledigung für die weiteren Verfahrensschritte erfolgen wird. Aber ich denke, dass es aus 
Sicht der wünschenswerten Entwicklungen in den Gemeinden und auch aus Sicht einer wirtschaftlichen 
Entwicklung elementar ist, dass die Überprüfungs- und Genehmigungsverfahren innerhalb vernünftiger 
Frist erfolgen. Hier denke ich auch an den Rechtsdienst, der ebenfalls keine einfache Aufgabe hat. Ich 
glaube, dass das Bewusstsein für diese Problematik grundsätzlich vorhanden ist. Wir müssen aber vom 
Wissen zum Handeln gehen. Mit dieser klaren Erwartung stimmt die Grüne Fraktion dem vorgelegten 
Globalbudget zu. Die sehr qualifizierten Sparanträge, die sich entweder mit der Einfachheit der Multi-
plikation oder mit der Überzeugungskraft der runden Zahl begründen, lehnen wir ab. 
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Sandra Kolly (Vorsteherin des Bau- und Justizdepartements). Thomas Lüthi hat gesagt, dass wir gut mit 
den 11,6 Millionen Franken leben können. Wir können in dem Sinn damit leben, als dass wir damit das 
Tagesgeschäft aufrechterhalten können. Es wurde mehrfach gesagt, dass sich das Amt in einer schwieri-
gen Situation befindet. Die personelle Situation ist mit Krankheitsfällen, Mutterschaftsurlauben und 
Unfällen sehr schwierig. Diese Ausfälle haben zu einem Dominoeffekt geführt, weil andere Mitarbei-
tende dadurch chronisch überlastet sind. Zurzeit befinden sich rund 70 Gemeinden in den Ortsplanun-
gen. Es wurde auch richtig gesagt, dass viele davon mit einer Beschwerde behaftet sind und beim 
Rechtsdienst landen. Wir sind uns aber bewusst und nehmen es auch ernst - dazu sind auch Vorstösse 
hängig - dass die Abläufe überprüft werden müssen, so dass gewisse Straffungen gemacht werden kön-
nen. Das ist in unserem Sinne und das machen wir. Es wurde auch erwähnt, dass das ARP mit neun Legis-
laturzielen aufgenommen ist. In drei Zielen im Bereich des Energiekonzepts ist das ARP federführend. 
Das braucht Ressourcen und die zusätzlichen 1,5 Millionen Franken sind für gezielte Projektarbeit vor-
gesehen. Wenn ich von Ressourcen spreche, meine ich nicht nur Geld, sondern auch Personal. Hier wä-
ren es zwei Projektleiter. Es gibt mehrere grosse Projekte wie die Regionale Arbeitszone Gäu, den inter-
kantonalen Entwicklungsschwerpunkt Oensingen-Niederbipp, den topp Entwicklungsstandort 
Agglomeration Grenchen oder die Umsetzung des Industrieparks. Wir haben nun einen Masterplan in 
Auftrag gegeben. Dieser ist im Globalbudget enthalten und dort sieht man, wie man den Industriepark 
umsetzen könnte. Für die konkrete Umsetzung fehlen uns Stand heute aber die Ressourcen. Es ist scha-
de, dass der Finanzdirektor immer wieder Kritik dafür einstecken muss, dass wir von den Geldern der 
Nationalbank oder des Finanzausgleichs abhängig sind. Denn die Raumplanung ist Standortförderung 
und letztlich Wirtschafts- und Steuerpolitik. Bevor wir mit der Standortförderung Firmen ansiedeln kön-
nen, braucht es Arealentwicklungen. Richard Aschberger hat mir in einem offenen Brief geschrieben, 
dass er in Grenchen gerne 300 Stellen haben möchte. Es müssen ja nicht unbedingt Amtsstellen sein. Der 
Regierungsrat würde lieber mit dem Industriepark neue Stellen schaffen. Das wäre eine Win-Win-
Situation, denn so hätte Richard Aschberger von den Firmen wie auch von den Mitarbeitenden Steuer-
einnahmen. Andernfalls würden lediglich Arbeitsstellen von A nach B verschoben. Ich wiederhole, dass 
wir den Industriepark gerne umsetzen würden, es dafür aber Ressourcen braucht. Deshalb hält der Re-
gierungsrat an seinem Antrag fest. 
 
Eintreten wird stillschweigend beschlossen. 

Detailberatung 

Titel und Ingress, Ziffer 1. Angenommen 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Als Erstes stellen wir die zwei Anträge einander gegenüber. Anschlies-
send wird der obsiegende Antrag dem Antrag des Regierungsrats gegenübergestellt. 
  
Abstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 12] 
 
Für den Antrag der Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP 43 Stimmen 
Für den Antrag der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission und der Finanzkom-
mission 

40 Stimmen 

Enthaltungen 1 Stimme 
  
Abstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 13] 
 
Für den Antrag der Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP 58 Stimmen 
Für den Antrag des Regierungsrats 27 Stimmen 
Enthaltungen 1 Stimme 
 
Ziffern 3. und 4. Angenommen 

Kein Rückkommen. 
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Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 14] 
 
Für Annahme des Beschlussesentwurfs  65 Stimmen 
Dagegen 18 Stimmen 
Enthaltungen 3 Stimmen 

Der bereinigte Kantonsratsbeschluss lautet: 
 
Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 74 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 der Kantons-
verfassung vom 8. Juni 1986, § 19 Absatz 1 und § 20 des Gesetzes über die wirkungsorientierte Verwal-
tungsführung vom 3. September 2003 (WoV-G), nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des 
Regierungsrates vom 5. September 2022 (RRB Nr. 2022/1340), beschliesst: 
1. Für das Globalbudget «Raumplanung» für die Jahre 2023 bis 2025 sind folgende Produktegruppen-

ziele festgelegt: 
1.1 Produktegruppe 1: Raumplanung 

1.1.1 Eine qualitätsvolle Siedlungsentwicklung nach innen gewährleisten 
1.1.2 Gemeindegrenzen überschreitende Zusammenarbeit fördern 
1.1.3 Recht- und zweckmässige Nutzungspläne gewährleisten 
1.1.4 Schlüsselprojekte voranbringen 

1.2 Produktegruppe 2: Natur und Landschaft 
1.2.1 Lebensräume für einheimische Tiere und Pflanzen erhalten und aufwerten 
1.2.2 Zielkonforme Schutzgebiete schaffen, erweitern und pflegen. 
1.2.3 Biodiversität im Siedlungsraum fördern 

1.3 Produktegruppe 3: Baugesuche 
1.4 Bau- und Plangenehmigungsgesuche zielgerichtet und schnell abwickeln und Entscheide klar 

und verständlich abfassen. 
2. Für das Globalbudget «Raumplanung» wird als Saldovorgabe für die Jahre 2023 bis 2025 ein Ver-

pflichtungskredit von 12'000'000 Franken beschlossen. 
3. Der Verpflichtungskredit für das Globalbudget «Raumplanung» wird bei einer vom Regierungsrat 

beschlossenen Lohnanpassung gemäss § 17 des Gesamtarbeitsvertrages vom 25. Oktober 2004 (GAV) 
angepasst. 

4. Der Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt. 

SGB 0145/2022 

Mehrjahresplanung ab 2023 «Hochbau»; Rechenschaftsbericht über die Projekte; Verpflich-

tungskredit für Kleinprojekte ab 2023 (Investitionsrechnung) 

Es liegen vor: 

a) Botschaft und Entwurf des Regierungsrats vom 5. September 2022: 
 
Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 74 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 der Kantons-
verfassung vom 8. Juni 1986, § 56 Absatz 1 Buchstabe a des Gesetzes über die wirkungsorientierte Ver-
waltungsführung vom 3. September 2003 (WoV-G), nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des 
Regierungsrates vom 5. September 2022 (RRB Nr. 2022/1338), beschliesst: 
1. Die Mehrjahresplanung ab 2023 «Hochbau» in der Investitionsrechnung und der Rechenschaftsbe-

richt über die Projekte werden zur Kenntnis genommen. 
2. Für die Kleinprojekte mit Beginn 2023 wird in der Investitionsrechnung als Bruttovorgabe ein Ver-

pflichtungskredit von 0,9 Mio. Franken beschlossen. 
3. Der Verpflichtungskredit nach Ziffer 2 hiervor verändert sich um die teuerungsbedingten Mehr- oder Min-

derkosten (Teuerungsindex Bausubventionen, Schweizerischer Baupreisindex, Teilindex Hochbau, Wert für 

die Schweiz insgesamt, inklusive Mehrwertsteuer, Stand 1. Oktober 2021 = 104.6 Indexpunkte, Basis 1. Ok-

tober 2020 = 100 Indexpunkte). 

4. Der Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt. 
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b) Zustimmender Antrag der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission vom 29. September 2022 zum 
Beschlussesentwurf des Regierungsrats. 

 
c) Zustimmender Antrag der Finanzkommission vom 25. Oktober 2022 zum Beschlussesentwurf des 

Regierungsrats. 

Eintretensfrage 

Georg Nussbaumer (Die Mitte), Sprecher der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission. Im Rahmen 
einer rollenden Mehrjahresplanung wird über die bewilligten Klein- und Grossprojekte Rechenschaft 
abgelegt. Ebenso werden Informationen über geplante Projekte bereitgestellt und wir befinden über 
den Verpflichtungskredit für Kleinprojekte mit Beginn 2023. Bei den Grossprojekten haben wir einen 
Verpflichtungskredit von insgesamt fast 465 Millionen Franken. Mit dem Baubeginn des Neubaus Bür-
gerspital Solothurn Haus 2, dem Schwerverkehrszentrum Oensingen und dem Ersatzstandort für die 
Motorfahrzeugkontrolle in Olten wurden drei Grossprojekte begonnen. Im letzten Jahr konnten auch 
grosse Projekte abgeschlossen werden, so der Verwaltungsschutzbau Solothurn, der Verwaltungsbau 
Rosengarten und die Kantonsschule Olten. Dazu gibt es zu sagen, dass - Stand heute - alle Verpflich-
tungskredite im vorgesehenen Rahmen eingehalten werden können. Es gibt keine Hinweise auf Mehr-
kosten und Verzögerungen, was doch ein wenig erstaunlich, vor allem aber sehr erfreulich ist. Sechs 
Grossprojekte sind in der Planung. Die damit verbundenen Verpflichtungskredite sind aktuell mit 
552 Millionen Franken veranschlagt. Dabei handelt es sich unter anderem um Projekte wie das Zentral-
gefängnis Flumenthal, den Stützpunkt der Kantonspolizei in Oensingen und die Kantonsschule Solo-
thurn. 41 Kleinprojekte sind in Arbeit oder bereits abgeschlossen. Hier beträgt der Verpflichtungskredit 
insgesamt 25,7 Millionen Franken. Neun Kleinprojekte sind abgeschlossen, 31 sind in Arbeit und ein 
Kleinprojekt wurde sistiert. Bewilligen müssen wir einen Verpflichtungskredit von 0,9 Millionen Fran-
ken. Dabei handelt es sich um den Bau eines Kundenservicecenters als Mieterausbau, der in der Schanz-
mühle vorgenommen wird. Weiter geht es um die Bereitstellung eines Projektierungskredits, um anste-
hende Planungen rechtzeitig angehen zu können. Der planbare Unterhalt ist eine gebundene Ausgabe 
und umfasst bauliche Massnahmen, die zur Erhaltung und zur zeitgemässen Ausstattung der Bausub-
stanz gehören. Dafür ist im Voranschlag ein Kredit von 11,7 Millionen Franken vorgesehen. Ab dem Jahr 
2026 wird der Mittelbedarf aufgrund der Realisierungsreife von mehreren Projekten, unter anderem des 
Zentralgefängnisses, des Stützpunkts Kantonspolizei und der Kantonsschule, massiv ansteigen. Das müs-
sen wir im Auge behalten, weil wir noch immer die Deckelung der Maximalinvestitionen von 
125 Millionen Franken zwischen dem Hochbauamt und dem Amt für Verkehr und Tiefbau haben. Das 
vorliegende Geschäft hat in der Kommission zu keinen grossen Diskussionen Anlass gegeben. Die Um-
welt-, Bau- und Wirtschaftskommission hat der Vorlage einstimmig zugestimmt. 

Samuel Beer (glp). Wir werden der Mehrjahresplanung «Hochbau» einstimmig zustimmen. Ich möchte 
bezüglich der Prognosen des Investitionsbedarfs kurz nachfragen. Aktuell liegen wir bei rund 
45 Millionen Franken pro Jahr. Ab dem Jahr 2026 bis ins Jahr 2029 steigt er auf 182 Millionen Franken. 
Ich weiss nicht, ob das Sinn macht oder ob man die Projekte allenfalls besser staffeln müsste. Hier inte-
ressiert mich die Einschätzung des Finanzdirektors. 

Myriam Frey Schär (Grüne). Der Sprecher der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission hat bereits aus-
geführt, dass der Kanton für das nächste Jahrzehnt eine ziemlich eindrückliche Liste an Grossprojekten 
in der Pipeline hat. Das Ansinnen, die Büros der kantonalen Verwaltung im Rahmen der Strategie «Ei-
gentum vor Miete» aus den aktuellen Mietobjekten rauszuzügeln, finden wir sehr erfreulich. Durch eine 
Zentralisierung an neuen oder energetisch ertüchtigten Standorten erreichen wir mittelfristig ganz 
erheblich tiefere Betriebs- und Unterhaltskosten. Zusätzlich können wir mit dem Bau von Verwaltungs-
gebäuden, die in Sachen Nachhaltigkeit, Energieverbrauch und Eigenerzeugung beispielhaft sind, auch 
bauliche und städtebauliche Massstäbe setzen. Wir bewilligen den Verpflichtungskredit einstimmig. 

Matthias Anderegg (SP). Wir danken dem Hochbauamt für den detaillierten Rechenschaftsbericht. Die-
sem kann man entnehmen, dass die Projekte, die sich in der Realisation befinden, auf Kurs sind. Der 
beantragte Verpflichtungskredit ist zu einem grossen Teil teuerungsbedingt und somit nachvollziehbar. 
Wir nehmen auch wohlwollend zur Kenntnis, dass wir im stürmischen Jahr 2022 mit den Kosten der 
laufenden Projekte auf Kurs sind. Das ist im Vergleich zu anderen Kantonen alles andere als selbstver-
ständlich und spricht für ein gutes Controlling, das wir für diese Projekte haben. Bezüglich des Ausbaus 
des Rötihofs muss man sicher auch eine betriebswirtschaftliche Rechnung machen. Wir sparen hohe 
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Mietzinse. Das muss weiterverfolgt werden. Auch unterstützen möchte ich die Aussage von Georg Nuss-
baumer bezüglich der Bugwelle, die auf uns zukommt. Damit müssen wir mit Bedacht umgehen. Die 
entsprechenden Vorlagen werden wir zu gegebenem Zeitpunkt besprechen können. Die Fraktion 
SP/Junge SP wird den Nachträgen einstimmig zustimmen. 

Sandra Kolly (Vorsteherin des Bau- und Justizdepartements). Der Finanzdirektor hat gesagt, dass ich 
mich als seine Stellvertreterin in Bezug auf die Frage von Samuel Beer äussern darf. Wir konnten nun 
mehrere grosse Projekte wie die Kantonsschule Olten, den Neubau Bürgerspital oder den Rosengarten 
abschliessen. Wir hatten Glück, dass wir nicht in grössere teuerungsbedingte Verzüge gekommen sind. 
Jetzt stehen mehrere neue Projekte an und diese haben wir so aufgeführt - das Zentralgefängnis, der 
Stützpunkt der Kantonspolizei oder der Erweiterungsbau Rötihof. Dazu werden jetzt Machbarkeitsstu-
dien gemacht. Weiter gibt es den Bildungscampus oder optiSo+. Wir sind uns aber bewusst, dass wir 
priorisieren müssen und die Projekte immer auch eine Volksabstimmung brauchen. Das genaue Vorge-
hen wird im Integrierten Aufgaben- und Finanzplan festgelegt. Die Projekte sind aber so in die Wege 
geleitet, dass sie aneinander vorbeikommen und dass wir sie staffeln können. Zum Erweiterungsbau 
Rötihof kann ich sagen, dass der Regierungsrat der Meinung ist, dass ein zentraler Verwaltungsbau 
erstellt werden soll. Rund 1800 Mitarbeitende, die in Solothurn arbeiten, sind in 27 Gebäuden unterge-
bracht. Davon sind 14 Liegenschaften angemietet und die Miete dafür beträgt 6 Millionen Franken pro 
Jahr. Hier sehen wir Sparpotential, abgesehen von den Synergien, die sich nicht zuletzt auch in der In-
formatik ergeben werden. Ich danke Ihnen für die Zustimmung zu dieser Mehrjahresplanung. 
 
Eintreten wird stillschweigend beschlossen. 

Detailberatung 

Titel und Ingress, Ziffer, 1., 2., 3. und 4. Angenommen 

Kein Rückkommen. 

Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 15] 
 
Für Annahme des Beschlussesentwurfs 82 Stimmen 
Dagegen 0 Stimmen 
Enthaltungen 0 Stimmen 

SGB 0146/2022 

Mehrjahresplanung ab 2023 «Strassenbau»; Rechenschaftsbericht über die Projekte; Ver-

pflichtungskredit für Kleinprojekte ab 2023 (Investitionsrechnung) 

Es liegen vor: 

a) Botschaft und Entwurf des Regierungsrats vom 5. September 2022: 
 
Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 74 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 der Kantons-
verfassung vom 8. Juni 1986 (KV), § 56 Absatz 1 Buchstabe a des Gesetzes über die wirkungsorientierte 
Verwaltungsführung vom 3. September 2003 (WoV-G), nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf 
des Regierungsrates vom 5. September 2022 (RRB Nr. 2022/1339), beschliesst: 
1. Die Mehrjahresplanung ab 2023 «Strassenbau»; Rechenschaftsbericht über die Projekte; Verpflich-

tungskredit für Kleinprojekte ab 2023 (Investitionsrechnung) werden zur Kenntnis genommen. 
2. Für Kleinprojekte Beginn 2023 wird in der Investitionsrechnung als Bruttovorgabe ein Verpflich-

tungskredit von 31’000’000 Franken beschlossen. 
3. Der Verpflichtungskredit nach Ziffer 2 verändert sich um die teuerungsbedingten Mehr- oder Min-

derkosten. 
4. Der Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt. 
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b) Zustimmender Antrag der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission vom 29. September 2022 zum 

Beschlussesentwurf des Regierungsrats. 
 
c) Zustimmender Antrag der Finanzkommission vom 25. Oktober 2022 zum Beschlussesentwurf des 

Regierungsrats. 

Eintretensfrage 

Thomas Lüthi (glp), Sprecher der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission. Die Umwelt-, Bau- und 
Wirtschaftskommission hat dieses Geschäft an ihrer Sitzung vom 29. September 2022 beraten. Unser 
Globalbudgetausschuss hat die Vorlage bereits am 21. September 2022 mit dem Amt für Verkehr und 
Tiefbau (AVT) diskutiert. Ich komme zuerst zu den Grossprojekten mit einem Investitionsvolumen von 
mehr als 3 Millionen Franken. Sie haben die entsprechend lange Liste in der Vorlage. In den nächsten 
vier Jahren sollen brutto 233 Millionen Franken in die Strasseninfrastruktur investiert werden. Die Her-
ausforderungen sind die gleichen wie die des Vorjahres. Dies trifft auch und insbesondere auf die 
Grossprojekte zu. Wir mussten feststellen, dass uns einige Grossprojekte durchaus Sorgen bereiten. Bei 
den Problemen handelt es sich meistens um Verzögerungen, die durch die Behandlung von Einsprachen 
und Beschwerden entstehen. Die Grossprojekte sind Ihnen alle bekannt, weil wir sie hier vor kurzer oder 
längerer Zeit beraten haben. Als Beispiel nenne ich die Phase 2 Passwangstrasse, die durch eine Einspra-
che oder eine Beschwerde nach wie vor blockiert ist. Auch andere Projekte wie die Ortsdurchfahrt Büs-
serach-Breitenbach oder die Sanierung/Umgestaltung der Hauptstrasse in Derendingen haben sich leider 
verzögert. Weiter befindet sich ein sehr grosser blockierter Brocken auf dieser Liste. Wir wissen alle, dass 
die Verkehrsanbindung Thal mit einer Beschwerde des Regierungsrats vom Juni dieses Jahres vor Bun-
desgericht hängig ist. Erfreulicherweise können die Verpflichtungskredite bei allen laufenden Grosspro-
jekten voraussichtlich eingehalten werden, das in Überstimmung zum vorherigen Geschäft. Auch hier 
wird im Controlling sehr gut gearbeitet. Immer noch hängig ist der Versicherungsfall beim bereits abge-
schlossenen Projekt in Mümliswil an der Scheltenstrasse. Hier könnte es im schlechtesten Fall - das ist 
zumindest mein Wissensstand gemäss der Sitzung des Globalbudgetausschusses - zu einer kleinen Über-
schreitung des Kredits von maximal 10 % kommen. Der Amtschef war damals aber sehr optimistisch, 
dass es für den Kanton gut herauskommen wird. Für Kleinprojekte mit Beginn ab dem Jahr 2023 und 
dem entsprechenden Investitionsvolumen kleiner als 3 Millionen Franken sollen 31 Millionen Franken 
investiert werden. Wir waren uns im Ausschuss wie auch in der Kommission einig, dass es Sinn macht, 
Projekte, die ausführungsreif projektiert werden, bedarfs- und situationsbedingt umsetzen zu können. 
Das ist eine ähnliche Bugwelle, wie wir sie auch beim vorherigen Geschäft kurz angesprochen haben. Sie 
ist aber nicht ganz so ausgeprägt, wie Sie auf der entsprechenden Seite der Vorlage sehen. Es ist jedoch 
eine Tatsache, dass sowohl die Branchen wie auch die Verwaltung intern nur noch ein begrenztes Vo-
lumen verarbeiten können. Wie wir soeben gehört haben, kommt es punktuell zu Verzögerungen und 
das macht es manchmal nötig, andere Projekte, die bereits vorbereitet sind, vorzuziehen und umzuset-
zen. Zum Schluss möchte ich es nicht unterlassen, den vielen Mitarbeitenden im AVT für den täglichen 
Einsatz zu danken, Projekte zusammen mit der Branche unter Einhaltung des Kostenrahmens umzuset-
zen. Im AVT stehen durch Pensionierungen einige Personalveränderungen an. Ich möchte allen Verant-
wortlichen ganz herzlich für ihre sehr gute Arbeit danken. Unsere Kommission beantragt Ihnen ein-
stimmig, der Vorlage zuzustimmen. Auch die glp-Fraktion wird der Vorlage einstimmig zustimmen. 

Christof Schauwecker (Grüne). Die Grüne Fraktion wird der Mehrjahresplanung «Strassenbau» zustim-
men. Ganz so kurz wird mein Votum allerdings doch nicht ausfallen. Wir sind erfreut, dass das Voran-
treiben der Erstellung und Realisierung von Velowegen und Veloschnellverbindungen in der Mehrjah-
resplanung explizit als Schwerpunkt genannt wird. Das geht auf die teilrevidierte Strassengesetzgebung 
zurück. Neu zeichnet sich der Kanton nicht nur für Velowege auf Kantonsstrassen zuständig, sondern 
auch für Veloverbindungen, die funktional zu einer Kantonsstrasse gehören, nicht aber direkt auf oder 
an einer solchen liegen. Wenn man dann in der Botschaft aber nachschaut, welche Grossprojekte mit 
dem vorliegenden Mehrjahresprogramm realisiert werden sollen, bleibt von dem formulierten Schwer-
punkt Velo nicht mehr viel übrig. In der Botschaft sind unter den Kleinprojekten zwei einzelne Verbes-
serungen von Veloführungen vorgesehen, beispielsweise in Härkingen oder auch in Zuchwil. Wir hätten 
in der Vorlage gerne nicht nur das Bekenntnis zum Schwerpunkt Velo gesehen, sondern auch zahlreiche 
konkrete Projekte, mit denen dieser Schwerpunkt realisiert werden soll. Die Umsetzung eines ernst ge-
meinten Schwerpunkts sieht unseres Erachtens ein wenig ambitionierter aus. Bei der nächsten Auflage 
der Mehrjahresplanung wird der Velonetzplan vorliegen. Spätestens dann erwarten wir mehr Konkretes 
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in diesem Bereich. Wie bereits eingangs gesagt, wird die Grüne Fraktion dem Geschäft mit dieser klei-
nen Velo-Protestnote zustimmen. 

Sandra Kolly (Vorsteherin des Bau- und Justizdepartements). Ich kann sagen, dass der Velonetzplan 
zurzeit aufliegt respektive sich in der Anhörung bei den Gemeinden befindet. Wir gehen das jetzt wirk-
lich an. Die Velovorrangrouten sind definiert und Korridore sind ausgeschieden. Vielleicht können auf 
der Gemeinde die Unterlagen eingesehen werden. Uns ist das sehr ernst, aber ich muss auch feststellen, 
dass einmal mehr die Ressourcen ein Problem sind. Im AVT ist eine Person dafür zuständig. Zudem ist es 
nicht so einfach, die Korridore auszuscheiden. Hier ist die grösste Problematik schlicht und ergreifend 
der Platz. Aber das Anliegen ist uns sehr wichtig und wir treiben das auch voran. 
 
Eintreten wird stillschweigend beschlossen. 

Detailberatung 

Titel und Ingress, Ziffern 1., 2., 3. und 4. Angenommen 

Kein Rückkommen. 

Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 16] 
 
Für Annahme des Beschlussesentwurfs 83 Stimmen 
Dagegen 1 Stimme 
Enthaltungen 1 Stimme 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Wir kommen nun zum laufenden Globalbudget «Öffentlicher Verkehr» 
auf den Seiten 132 und 133. Ich stelle fest, dass es keine Wortmeldungen dazu gibt. So kommen wir zum 
nächsten neuen Globalbudget «Umwelt». 

SGB 0148/2022 

Globalbudget «Umwelt» für die Jahre 2023 bis 2025 

Es liegen vor: 

a) Botschaft und Entwurf des Regierungsrats vom 5. September 2022: 
 
Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 74 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 der Kantons-
verfassung vom 8. Juni 1986 (KV), § 19 Absatz 1 und § 20 des Gesetzes über die wirkungsorientierte 
Verwaltungsführung vom 3. September 2003 (WoV-G), nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf 
des Regierungsrates vom 5. September 2022 (RRB Nr. 2022/1341), beschliesst: 
1. Für das Globalbudget «Umwelt» (Erfolgsrechnung) werden für die Jahre 2023 bis 2025 folgende 

Produktegruppen und Produktegruppenziele festgelegt: 
1.1 Produktegruppe 1: Koordination 

1.1.1 Halten der Durchlaufzeiten für Stellungnahmen und Bewilligungen, auch bei zuneh-
mender Anzahl der Geschäfte. 

1.1.2 Aktuelle, auf Zielgruppen zugeschnittene Umweltinformationen. 
1.1.3 Kooperationsvereinbarungen mit Unternehmen bieten die Möglichkeiten für einen 

ganzheitlichen Umweltvollzug. 
1.2 Produktegruppe 2: Boden 

1.2.1 Sicherstellen, dass die Trinkwasserqualität nicht durch belastete Standorte bzw. Altlasten, 
die in Grundwasserschutzzonen von lokaler Bedeutung liegen, beeinträchtigt wird. 

1.2.2 Regionenweise Sanierung von Schiessanlagen unter der Federführung des Kantons. 
1.2.3 Prüfen und Bewilligen von Erdwärmesonden (Wärmenutzung aus dem Untergrund). 
1.2.4 Bodenkartierung Bezirke Lebern und Solothurn 2022 bis 2026. 
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1.3 Produktegruppe 3: Wasser 
1.3.1 Hochwasserschutz und Revitalisierung Dünnern im Thal und im Gäu. 
1.3.2 Lokale Verbesserung des Hochwasserschutzes. 
1.3.3 Verbesserung der ökologischen Situation Fliessgewässer. 
1.3.4 Sicherstellung einer resilienten kommunalen Trinkwasserversorgung aller Kantonsteile. 
1.3.5 Stärkung des Milizsystems im Gewässerschutzvollzug. 
1.3.6 Standort- und klimaangepasste sowie ressourceneffiziente Landwirtschaft mit integraler 

Wasserwirtschaft vereinigen. 
1.3.7 Zustand der Wasserqualität in den Oberflächengewässern und im Grundwasser soll ge-

halten werden oder sich verbessern. 
1.4 Produktegruppe 4: Luft/Lärm 

1.4.1 Abnahme der fossilen CO2-Emissionen aus dem Gebäudepark im Kanton Solothurn. 
1.4.2 Vertrauensbildung bei der Bevölkerung mittels Stichprobenkontrollen zum Betrieb und 

Bau von Mobilfunkanlagen. 
1.4.3 Informationen und Kampagnen zum Stopp der Zunahme von Lichtemissionen. 
1.4.4 Reduktion der Ammoniakemissionen aus der Landwirtschaft. 

1.5 Produktegruppe 5: Stoffe 
1.5.1 Risikobasierter Vollzug des Chemikalienrechts und der Störfallverordnung (StFV). 
1.5.2 Risikobasierter Vollzug der Gefahrgutbeauftragtenverordnung (GGBV). 
1.5.3 Kontrolle Abfallanlagen (VVEA, VeVA). 
1.5.4 Umsetzung der Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen 

(VVEA) mit den Vollzugshilfen des BAFU. 
2. Für das Globalbudget «Umwelt» wird als Saldovorgabe für die Jahre 2023 bis 2025 ein Verpflich-

tungskredit von 30‘992‘000 Franken beschlossen. 
3. Der Verpflichtungskredit für das Globalbudget «Umwelt» wird bei einer vom Regierungsrat be-

schlossenen Lohnanpassung gemäss § 17 des Gesamtarbeitsvertrages vom 25. Oktober 2004 (GAV) 
angepasst. 

4. Der Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt. 
 
b) Zustimmender Antrag der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission und der Finanzkommission 

vom 25. Oktober 2022 zum Beschlussesentwurf des Regierungsrats. 

Eintretensfrage 

Kevin Kunz (SVP), Sprecher der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission. Das neue Globalbudget 
«Umwelt» für die Jahre 2023 bis 2025 basiert finanziell auf dem Rechnungsergebnis und den Voran-
schlagszahlen des Vorjahres. Diese haben sich im Grossen und Ganzen bewährt und können somit fort-
geführt werden. Der beantragte Verpflichtungskredit für die Jahre 2023 bis 2025 beträgt 
30,99 Millionen Franken und bleibt gleich hoch wie in der Vorperiode. Der Personalbestand schwankt 
zwischen 54 und 56 Pensen und bleibt im neuen Globalbudget im Rahmen von 55 bis 57 Pensen prak-
tisch unverändert. Das Globalbudget hat weder im Ausschuss noch in der Kommission zu grossen Diskus-
sion Anlass gegeben. Einzig beim Personalbestand hat man gefragt, ob die aktuell 55 Pensen noch not-
wendig sind, wo doch das Grossprojekt Emme-Aare kurz vor dem Abschluss steht. Mit dem Projekt 
Stadtmist 2030, dem Projekt Dünnern, das vor der Tür steht und dem Anstieg der Baugesuche um rund 
20 % könne man im Bereich des Personalbestands im Moment nichts kürzen, war die Antwort des Re-
gierungsrats. Die Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission empfiehlt Ihnen, diesem Globalbudget 
zuzustimmen. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Da sich keine weiteren Sprecher gemeldet haben, kommen wir zur Ab-
stimmung.  
 
Eintreten wird stillschweigend beschlossen. 

Detailberatung 

Titel und Ingress, Ziffern 1., 2., 3. und 4. Angenommen 
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Kein Rückkommen.  

Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 17] 
 
Für Annahme des Beschlussesentwurfs 67 Stimmen 
Dagegen 17 Stimmen 
Enthaltungen 0 Stimmen 

SGB 0144/2022 

Mehrjahresplanung ab 2023 «Wasserbau»; Rechenschaftsbericht über die Projekte (Investiti-

onsrechnung) 

Es liegen vor: 

a) Botschaft und Entwurf des Regierungsrats vom 5. September 2022: 
 
Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 74 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 der Kantons-
verfassung vom 8. Juni 1986, § 19 Absatz 1 und § 20 des Gesetzes über die wirkungsorientierte Verwal-
tungsführung vom 3. September 2003 (WoV-G), nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des 
Regierungsrates vom 5. September 2022 (RRB Nr. 2022/1337), beschliesst: 
1. Der Rechenschaftsbericht über die Projekte und die Mehrjahresplanung ab 2023 «Wasserbau» in der 

Investitionsrechnung werden zur Kenntnis genommen. 
2. Der Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt. 
 
b) Zustimmender Antrag der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission vom 29. September 2022 zum 

Beschlussesentwurf des Regierungsrats. 
 
c) Zustimmender Antrag der Finanzkommission vom 25. Oktober 2022 zum Beschlussesentwurf des 

Regierungsrats. 

Eintretensfrage 

Kevin Kunz (SVP), Sprecher der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission. Mit der Mehrjahresplanung 
«Wasserbau» ab dem Jahr 2023 wird über frühere, bewilligte Verpflichtungskredite und damit über die 
laufenden Wasserprojekte Rechenschaft abgelegt und die aktuelle Planung wird besprochen. In der 
vorliegenden Mehrjahresplanung werden in erster Linie die Massnahmen des Wasserbaus und des Ge-
wässerunterhalts sowie die übergeordneten Beschaffungen des Trinkwassers aufgeführt. Das Projekt 
Dünnern wird uns in den nächsten Jahren ziemlich sicher noch begleiten. Zudem werden verschiedene 
Kleinprojekte in Angriff genommen, beispielsweise die Ösch in Deitingen. Die Umwelt-, Bau- und Wirt-
schaftskommission hat den Rechenschaftsbericht über die laufenden Projekte und die Mehrjahrespla-
nung ab dem Jahr 2023 einstimmig zur Kenntnis genommen. Sie bittet den Kantonsrat, auf die Vorlage 
einzutreten und dem Beschlussesentwurf zuzustimmen. Auch die SVP-Fraktion stimmt dem Be-
schlussesentwurf einstimmig zu. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Es haben sich keine weiteren Sprecher gemeldet und wir kommen zur 
Detailberatung. 
 
Eintreten wird stillschweigend beschlossen. 

Detailberatung 

Titel und Ingress, Ziffern 1. und 2. Angenommen 
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Kein Rückkommen.  

Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 18] 
 
Für Annahme des Beschlussesentwurfs 84 Stimmen 
Dagegen 0 Stimmen 
Enthaltungen 1 Stimme 

SGB 0149/2022 

Globalbudget «Administrative und technische Verkehrssicherheit» für die Jahre 2023 bis 2025 

Es liegen vor: 

a) Botschaft und Entwurf des Regierungsrats vom 5. September 2022: 
 
Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 74 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 der Kantons-
verfassung vom 8. Juni 1986 (KV), § 19 Absatz 1 und § 20 des Gesetzes über die wirkungsorientierte 
Verwaltungsführung vom 3. September 2003 (WoV-G), nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf 
des Regierungsrates vom 5. September 2022 (RRB Nr. 2022/1342), beschliesst: 
1. Für das Globalbudget «Administrative und technische Verkehrssicherheit» werden für die Jahre 

2023 bis 2025 folgende Produktegruppenziele festgelegt: 
1.1 Produktegruppe 1: Prüfungen und Kontrollen 

1.1.1  Betriebssichere Fahrzeuge gewährleistet 
1.1.2  Gut ausgebildete Verkehrsexperten und Verkehrsexpertinnen gewährleistet 

1.2 Produktegruppe 2: Zulassungen und Ausweise 
1.2.1 Hohe Verkehrssicherheit bei den über 75-Jährigen 
1.2.2 Administrativmassnahmen vollzogen 

1.3 Produktegruppe 3: Übrige Dienstleistungen 
1.3.1 Betriebssichere Schiffe gewährleistet 
1.3.2 Geringe Debitorenverluste aufgrund Uneinbringlichkeit. 

2. Für das Globalbudget «Administrative und technische Verkehrssicherheit» wird als Saldovorgabe für 
die Jahre 2023 bis 2025 ein Verpflichtungskredit (Ertragsüberschuss) von -10'242’000 Franken be-
schlossen. 

3. Der Verpflichtungskredit für das Globalbudget «Administrative und technische Verkehrssicherheit» 
wird bei einer vom Regierungsrat beschlossenen Lohnanpassung gemäss § 17 des Gesamtarbeitsver-
trages vom 25. Oktober 2004 (GAV) angepasst. 

4. Der Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt. 
 
b) Änderungsantrag der Justizkommission und der Finanzkommission vom 3. November 2022 zum 

Beschlussesentwurf des Regierungsrats: 
Ziffer 2. soll neu lauten:  
Für das Globalbudget «Administrative und technische Verkehrssicherheit» wird als Saldovorgabe für die 
Jahre 2023 bis 2025 ein Verpflichtungskredit (Ertragsüberschuss) von -10'392’000 Franken beschlossen. 
 
c) Zustimmung des Regierungsrats vom 22. November 2022 zum Antrag der Justizkommission und der 

Finanzkommission. 

Eintretensfrage 

Karin Kissling (Die Mitte), Sprecherin der Justizkommission. Ich vertrete kurzfristig unseren Kommissi-
onssprecher Urs Huber, der einen anderen Termin wahrnehmen musste. Das Globalbudget «Administra-
tive und technische Verkehrssicherheit» für die Jahre 2023 bis 2025 mit einem Ertragsüberschuss von 
10'392'000 Franken wird von der Justizkommission und der Finanzkommission nach dem Differenz-
bereinigungsverfahren befürwortet, das mit einer Änderung, die das Globalbudget um 150'000 Franken 
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verbessert. Dem Antrag der Finanzkommission und der Justizkommission hat der Regierungsrat zuge-
stimmt. Das Globalbudget der Motorfahrzeugkontrolle (MFK) ist sehr vom Automarkt respektive von 
der Anzahl der Autofahrenden abhängig. Was dort passiert, hat finanz- und geschäftsmässig einen di-
rekten Einfluss. Mehr Autos und mehr Autofahrende bedeuten mehr Arbeit und mehr Einnahmen. Die 
MFK-Steuer selber ist nur eine Finanzgrösse und kein Teil dieses Globalbudgets. Es ist sehr vieles vorge-
geben, so die gesetzlichen Prüftermine der Autos, die Preise für die Prüfungen und Ausweise etc. Daraus 
ergeben sich die Ressourcen und diese haben hier den Vorteil, dass sie sich zu einem wesentlichen Teil 
selber finanzieren. Daher kommt auch der Änderungsantrag der Justizkommission und der Finanzkom-
mission. Die MFK-Führung hat die Ausgaben für die zwei neuen Stellen zwar ins Globalbudget aufge-
nommen. Dabei hat sie zuerst aber nicht berücksichtigt, dass diese Stellen auch Einnahmen generieren. 
So war das Budget aus unserer Sicht zu schlecht dargestellt, denn jede Prüfung generiert auch Einnah-
men. In der Justizkommission gab es auch kritische Stimmen, die der Meinung waren, dass man bei die-
sem Globalbudget finanzpolitisch ebenfalls mehr herausholen kann. Die Beschlussfassung der Kommis-
sionen geht aber davon aus, dass sich diese zwei neuen Stellen nach einer Einarbeitungszeit wesentlich 
selber tragen, das Arbeitsvolumen steigt und gestiegen ist und vor allem auch, dass eine gesetzliche 
Pflicht zur Einhaltung von Prüfintervallen besteht. Diese gesetzliche Vorgabe ist und wäre in Frage ge-
stellt. Bei den Stellen kann man feststellen, dass man nach einem Ja zu diesem Globalbudget im Jahr 
2025 bei 103 Stellen ist. Das ist exakt die gleiche Zahl, die bereits im Jahr 2016 für das Jahr 
2018 bewilligt wurde. Das heisst, dass es trotz viel mehr Autos und Autofahrenden und damit mehr 
Aufwand die gleiche Anzahl Stellen ist. Die Justizkommission und die Finanzkommission empfehlen die 
Annahme dieses Globalbudgets mit Berücksichtigung ihres Antrags. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Es haben sich keine weiteren Sprecher gemeldet und wir kommen zur 
Detailberatung.  
 
Eintreten wird stillschweigend beschlossen. 
 
Detailberatung 
 
Titel und Ingress, Ziffern 1., 2., 3. und 4. Angenommen 

Kein Rückkommen.  

Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 19] 
 
Für Annahme des Beschlussesentwurfs 65 Stimmen 
Dagegen 17 Stimmen 
Enthaltungen 0 Stimmen 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Wir kommen nun zum laufenden Globalbudget «Staatsanwaltschaft» ab 
Seite 150. Hier mache ich den Hinweis zur Budgetkorrektur auf Seite 151 zu den Löhnen für die ausser-
ordentliche Staatsanwaltsstelle für Covid-Kreditbetrüge gemäss unbestrittenem Antrag der Finanzkom-
mission und des Regierungsrats vom 28. November 2022. Ich stelle fest, dass es keine Wortmeldungen 
gibt. Wir kommen zum laufenden Globalbudget «Jugendanwaltschaft» auf Seite 153. Auch dazu wird 
das Wort nicht gewünscht. Damit haben wir das Kapitel 4. bereinigt und kommen zu Kapitel 5. Dieses 
umfasst zwei neue und vier laufende Globalbudgets. Auch hier mache ich den Hinweis zur Budgetkor-
rektur auf Seite 161 zu den Informatikinvestitionen bei der Gewerblich-Industriellen Berufsfachschule 
Olten gemäss unbestrittenem Antrag der Finanzkommission und des Regierungsrats vom 28. November 
2022. 
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SGB 0153/2022 

Globalbudget «Führungsunterstützung Departement für Bildung und Kultur» für die Jahre 

2023 bis 2025 

Es liegen vor: 

a) Botschaft und Entwurf des Regierungsrats vom 5. September 2022: 
 
Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 74 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 der Kantons-
verfassung vom 8. Juni 1986, gestützt auf § 19 Absatz 1 und § 20 des Gesetzes über die wirkungsorien-
tierte Verwaltungsführung vom 3. September 2003 (WoV-G), nach Kenntnisnahme von Botschaft und 
Entwurf des Regierungsrates vom 5. September 2022 (RRB Nr. 2022/1350), beschliesst: 
1. Für das Globalbudget «Führungsunterstützung Departement für Bildung und Kultur» werden für die 

Jahr 2023 bis 2025 folgende Produktegruppen und Ziele festgelegt: 
1.1 Produktegruppe 1: Führungsunterstützung und Dienstleistung 

1.1.1 Unterstützung und Beratung der Departementsleitung in sämtlichen Departementsge-
schäften, inklusive aktive Teilnahme an interkantonaler Bildungspolitik 

1.1.2 Rechtmässigkeit der Verwaltung gewährleisten 
1.1.3 Information der Öffentlichkeit und der Behörden 

1.2 Produktegruppe 2: Stipendien und Darlehen 
1.2.1 Mit Stipendien und Darlehen Chancengerechtigkeit sicherstellen 

1.3 Produktegruppe 3: Kirchenwesen 
1.3.1 Scharnierstelle zwischen Staat und Kirche bilden 

2. Für das Globalbudget «Führungsunterstützung Departement für Bildung und Kultur» wird als Saldo-
vorgabe für die Jahre 2023 bis 2025 ein Verpflichtungskredit von 31’989'000 Franken beschlossen. 

3. Der Verpflichtungskredit für das Globalbudget «Führungsunterstützung Departement für Bildung 
und Kultur» (Erfolgsrechnung) wird bei einer vom Regierungsrat beschlossenen Lohnanpassung ge-
mäss § 17 des Gesamtarbeitsvertrages vom 25. Oktober 2004 (BGS 126.3; GAV) angepasst.  

4. Der Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt. 
 
b) Zustimmender Antrag der Bildungs- und Kulturkommission und der Finanzkommission vom 

25. Oktober 2022 zum Beschlussesentwurf des Regierungsrats. 

Eintretensfrage 

Roberto Conti (SVP), Sprecher der Bildungs- und Kulturkommission. Die Bildungs- und Kulturkommission 
hat sich am 28. September 2022 getroffen und über das vorliegende neue Globalbudget «Führungsun-
terstützung Departement für Bildung und Kultur» für die Jahre 2023 bis 2025 befunden. Zu grossen 
inhaltlichen Diskussionen hat es nicht geführt. Positiv zu erwähnen sind einerseits die Transparenz die-
ses Globalbudgets, andrerseits der leicht tiefere Personalaufwand. Hier hat man also sogar gespart. Eine 
Erhöhung gibt es bei den Abschreibungen der Debitorenguthaben bei den Stipendien. Zudem gibt es 
weniger Rückerstattungen und bei ProLitteris finanzieren neu die Kantone statt die Bibliotheken. Bei 
den Indikatoren fällt unter anderem das Projekt «Rosengarten» weg, weil es abgeschlossen ist und der 
Umzug in den Rosengarten stattgefunden hat. Dort wird übrigens der Empfang mit bestehenden Sach-
bearbeiterinnen besetzt. Man musste kein neues Personal dafür einstellen. Sie nehmen also einen 
Mehraufwand in Kauf. Die Produktegruppen sind gleichgeblieben. So sorgt die Produktegruppe «Füh-
rungsunterstützung und Dienstleistungen» dafür, dass die Aufgaben im gesamten Departement recht-
mässig und effizient erfüllt werden können. Bei der Produktegruppe «Stipendien und Darlehen» geht es 
um die Chancengerechtigkeit während der Ausbildung. In der fast bedeutungslosen Produktegruppe 
«Kirchenwesen» werden vom Rechtsdienst Beratungen im Bereich des Kirchenwesens erbracht. In Zah-
len ausgedrückt geht es um Folgendes: Beim Personal ist man bei den Pensen mit 11,8 Pensen bei 
15 Mitarbeitenden leicht tiefer. Der Verpflichtungskredit beträgt 31'989'000 Franken und das bedeutet 
drei mal 10'363'000 Franken. Damit ist es gegenüber dem laufenden Globalbudget eine leichte Erhö-
hung von 700'000 Franken. Die Kommission hat dieses Globalbudget einstimmig gutgeheissen und emp-
fiehlt auch dem Kantonsrat die Zustimmung. 
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Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Wortmeldungen gibt es keine. Wir kommen zur Detailberatung. 
 
Eintreten wird stillschweigend beschlossen. 

Detailberatung 

Titel und Ingress, Ziffern 1., 2., 3. und 4. Angenommen 

Kein Rückkommen.  

Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 20] 
 
Für Annahme des Beschlussesentwurfs 66 Stimmen 
Dagegen 17 Stimmen 
Enthaltungen 0 Stimmen 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Wir fahren mit den laufenden Globalbudgets «Volksschule» und «Be-
rufsbildung, Mittel- und Hochschulwesen» weiter. Ich stelle fest, dass es keine Wortmeldungen dazu 
gibt. 

SGB 0154/2022 

Globalbudget «Mittelschulbildung» für die Jahre 2023 bis 2025 

Es liegen vor: 

a) Botschaft und Entwurf des Regierungsrats vom 5. September 2022: 
 
Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 74 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 der Kantons-
verfassung vom 8. Juni 1986, gestützt auf § 19 Absatz 1 und § 20 des Gesetzes über die wirkungsorien-
tierte Verwaltungsführung vom 3. September 2003 (WoV-G), nach Kenntnisnahme von Botschaft und 
Entwurf des Regierungsrates vom 5. September 2022 (RRB Nr. 2022/1351), beschliesst: 
1. Für das Globalbudget «Mittelschulbildung» werden für die Jahre 2023 bis 2025 folgende Produkte-

gruppen und Ziele festgelegt: 
1.1 Produktegruppe 1: Gymnasien 

1.1.1 Fundierte, qualitativ hochstehende Allgemeinbildung zur Vorbereitung auf das Universi-
tätsstudium nach den Vorgaben der EDK und des Bundes 

1.1.2 Kostengünstige Ausbildung 
1.2 Produktegruppe 2: Sekundarschulen P 

1.2.1 Grundlegende, qualitativ hochstehende Allgemeinbildung als Vorbereitung auf die Ma-
turitätslehrgänge 

1.2.2 Kostengünstige Ausbildung 
1.3 Produktegruppe 3: Fachmittelschulen (FMS) 

1.3.1 Bedarfsgerechte, qualitativ hochstehende Vorbereitung auf anspruchsvolle Berufsausbil-
dungen an Fachhochschulen und höheren Fachschulen nach den Vorgaben der EDK 

1.3.2 Kostengünstige Ausbildung 
1.4 Produktegruppe 4: Weitere Bildungsgänge 

1.4.1 Führung von Vorkursen zur optimalen Vorbereitung auf Vorschul- und Primarstufenstu-
diengänge sowie Führung von Passerellenlehrgängen 

2. Für das Globalbudget «Mittelschulbildung» wird als Saldovorgabe für die Jahre 2023 bis 2025 ein 
Verpflichtungskredit von 124'229’000 Franken beschlossen. 

3. Der Verpflichtungskredit für das Globalbudget «Mittelschulbildung» wird bei einer vom Regierungs-
rat beschlossenen Lohnanpassung gemäss § 17 des Gesamtarbeitsvertrages vom 25. Oktober 
2004 (GAV) angepasst. 

4. Der Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt. 
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b) Zustimmender Antrag der Bildungs- und Kulturkommission vom 16. November 2022 zum Be-

schlussesentwurf des Regierungsrats. 
 
c) Änderungsantrag der Finanzkommission vom 28. November 2022 zum Beschlussesentwurf des Re-

gierungsrats: 
Ziffer 2. soll neu lauten: 
Für das Globalbudget «Mittelschulbildung» wird als Saldovorgabe für die Jahre 2023 bis 2025 ein Ver-
pflichtungskredit von 121'700’000 Franken beschlossen. 
 
d) Ablehnende Stellungnahme des Regierungsrats vom 6. Dezember 2022 zum Antrag der Finanz-

kommission. 
  
e) Antrag der Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP vom 9. Dezember 2022: 
Ziffer 2. soll lauten: 
Für das Globalbudget «Mittelschulbildung» wird als Saldovorgabe für die Jahre 2023 bis 2025 ein Ver-
pflichtungskredit von 122'729'000 Franken beschlossen. 

Eintretensfrage 

Tamara Mühlemann Vescovi (Die Mitte), Sprecherin der Bildungs- und Kulturkommission. Im Vergleich 
zur Globalbudgetperiode 2020 bis 2022 sind die Indikatoren und die Produktegruppenziele unverän-
dert. Allerdings liegt der beantragte Verpflichtungskredit mit rund 124,2 Millionen Franken um 
6,2 Millionen Franken oder um 5,3 % über dem voraussichtlichen Verpflichtungskredit 2020 bis 
2022. Die Gründe dafür sind bekannt. Es liegt in erster Linie daran, dass man mit 15 zusätzlichen Klassen 
rechnet - zehn Klassen an den Gymnasien, zwei an den Sek-P und drei an der Fachmittelschule (FMS) - 
und zwar aufgrund steigender Schülerzahlen. Das wiederum zieht einen erheblichen Mehraufwand im 
Bereich der Personalkosten nach sich. Weitere Mehraufwände gibt es im Bereich des Sachaufwands, 
insbesondere bei der IT. Ich werde später darauf zurückkommen. Miteinbezogen ist auch das Projekt der 
Weiterentwicklung der gymnasialen Maturität, das von der Erziehungsdirektorenkonferenz und vom 
eidgenössischen Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung angestossen wurde. Das Global-
budget wurde in der Kommission sehr umfassend und sehr kontrovers diskutiert. Schon bald wurde ein 
Antrag auf Reduktion des Verpflichtungskredits um 3 Millionen Franken gestellt. Die Diskussion hat sich 
dann mehr oder weniger darum gedreht, wie respektive wo man die dafür nötigen Einsparungen vor-
nehmen könnte. Die Klassengrössen waren ein zentraler Punkt in dieser Diskussion. An den Gymnasien 
wird jeweils mit möglichst grossen Klassen gestartet, wobei es im ersten und zweiten Jahr Abgänge 
gibt, was Klassenzusammenlegungen ermöglicht. Diese werden auch vorgenommen. Im dritten und 
vierten Jahr werden keine Klassenzusammenlegungen mehr gemacht, weil dann die ersten Fächer be-
reits abgeschlossen werden. Die Zusammenlegung von Klassen ist übrigens auch immer von der zur 
Verfügung stehenden Infrastruktur abhängig, beispielsweise von der Grösse der Klassenzimmer. Es gibt 
also nicht unbeschränkte Möglichkeiten, Klassen zusammenzulegen. Auf den Antrag bezogen wurde in 
der Kommission vorgerechnet, dass der Minderbetrag von 1 Million Franken pro Jahr ca. vier Klassen 
gleichgesetzt werden muss. Nicht nur die Klassengrössen waren ein wichtiger Diskussionspunkt, sondern 
in der Kommission wurde auch die Aufnahmequote diskutiert. Bei der Sek-P liegt diese neu bei 
24 %, bei den Gymnasien bei 23 %. Bevor man über allfällige Kürzungen spricht, müsste man bei der 
Aufnahmequote ansetzen und entsprechende Massnahmen ergreifen, weil wir dort eine steigende Ten-
denz haben. Damit ist auch absehbar, wo der Weg hinführt. Liliane Buchmeier hat erläutert, dass die 
eingesetzte Quote auf den Erfahrungswerten basiert und sich aus den Schülerinnen und Schülern zu-
sammensetzt, die die Promotionsbedingungen der Sek-P erfüllen und aus denjenigen, die aus der drit-
ten Sek-E mit einem Notendurchschnitt von 5,2 in bestimmten Fächern prüfungsfrei an das Gymnasium 
übertreten können. Hinzu kommen diejenigen Schüler und Schülerinnen, die die Aufnahmeprüfung 
bestanden haben. Das Amt sieht in diesem Bereich grundsätzlich keine Einflussmöglichkeiten. Von Sei-
ten der Kommission wurde mit Bezug auf die Quote eingebracht, dass man die Schraube zwar anziehen 
und beispielsweise den Notendurchschnitt für den Übertritt erhöhen könnte. Die Schüler und Schülerin-
nen wären aber trotzdem noch immer vorhanden und es gäbe lediglich eine Verlagerung der Sek-II-
Stufe auf die Sek-I-Stufe. Dort wären die Gehälter leicht tiefer, wodurch man vielleicht Einsparungen 
erzielen könnte. Wie gross diese tatsächlich wären, weiss man nicht. Letztlich ist es immer auch eine 
Frage der Qualität an den Schulen. Diskutiert wurden selbstverständlich auch die Fächer. Der Fächerka-
talog und die regierungsrätliche Stundentafel müssen eingehalten werden. Man könnte aber beispiels-
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weise eine Reduktion der Lektionen vornehmen. Möglich wäre auch, Einsparungen vorzunehmen, in-
dem man weniger oder sogar keine Freifächer mehr anbieten würde. Auch die Digitalisierung wurde 
von der Kommission in den Fokus genommen, um ein mögliches Sparpotential zu eruieren. So wurde 
beispielsweise die Tatsache kritisiert, dass viele Lehrpersonen digital und analog unterrichten. Es sei 
nicht angebracht, mit zwei Systemen zu fahren und dadurch doppelte Kosten zu generieren. Allerdings 
muss man sagen, dass sich die Schulen im Bereich der Digitalisierung immer noch in der Umbruchphase 
befinden. Die Lehrmittel sind heutzutage zwar weitgehend digitalisiert und die Schüler und Schülerin-
nen arbeiten mehrheitlich auch digital. Die elektronischen Lehrmittel sind aber natürlich nicht gratis 
und hinzu kommen meist noch relativ hohe Lizenzkosten. Man hat sogar die Prophezeiung gewagt, 
dass die Kosten für die elektronischen Lehrmittel höher sein werden als diejenigen für die Schulbücher. 
Dadurch werden die Aufwände in diesem Bereich nicht sinken, sondern im schlimmsten Fall sogar zu-
nehmen. In Bezug auf das bereits angesprochene Projekt «Weiterentwicklung der gymnasialen Maturi-
tät» wurden ebenfalls Sorgen geäussert und Fragen bezüglich der Vorgaben von Schwerpunktfächern 
gestellt. Liliane Buchmeier hat ausgeführt, dass die Vernehmlassungsantworten der Kantone eine grosse 
Kontroversität aufzeigen. Fakt ist, dass man keine Fächer gekürzt, sondern sogar einen Vorschlag ein-
gebaut hat, bei den Schwerpunktfächern aufzustocken. Selbstverständlich hat schlussendlich jeder Kan-
ton die Wahl, ob er die Fächer anbieten will oder nicht. Im Hinblick auf die Konkurrenzfähigkeit mit den 
umliegenden Kantonen wird es aber wahrscheinlich schwierig werden, auf diese Aufstockung zu ver-
zichten. Mit anderen Worten wird davon ausgegangen, dass der Druck und die Forderungen eher stei-
gen werden. Die Klassenzusammenlegungen werden noch herausfordernder und Optimierungsmög-
lichkeiten weiter eingeschränkt. Langer Rede, kurzer Sinn: In der Kommission wurden viele Bereiche 
kritisch diskutiert und viele konkrete Vorschläge eingebracht, wie man Kosten sparen könnte. Man hat 
es dann aber trotzdem nicht geschafft, ein klar definierbares Sparpotential zu identifizieren. Interessan-
terweise wurden auch keine alternativen Beträge zum ursprünglichen Antrag von 3 Millionen Franken 
genannt. Die ganze Diskussion hat sich wie bereits erwähnt einzig um diesen Betrag gedreht. Der An-
trag wurde schliesslich mit 7:4 Stimmen bei drei Enthaltungen abgelehnt. Als es um die Zustimmung 
oder um die Ablehnung des vom Regierungsrat beantragten Verpflichtungskredits gegangen ist, wurde 
das Budget in einer ersten Abstimmung sogar zurückgewiesen. Mit Hilfe eines Rückkommensantrags 
wurde der Beschlussesentwurf dann schliesslich knapp mit 6:5 Stimmen bei drei Enthaltungen ange-
nommen. In der Differenzbereinigung hat keine inhaltliche Diskussion mehr stattgefunden, weil diese 
bereits im September geführt wurde. Es wurde nochmals darauf hingewiesen, dass eine Reduktion des 
Verpflichtungskredits nicht zwangsläufig eine Streichung von Lektionen bedeutet, sondern dass die 
Kommission erwartet, dass man in erster Linie bei der Klassengrösse ansetzt. Der Antrag der Finanz-
kommission wurde letztlich mit 8:6 Stimmen bei keiner Enthaltung abgelehnt. Weitere Anträge wurden 
in der Kommission nicht gestellt. 

Christian Thalmann (FDP), Sprecher der Finanzkommission. Ich danke der Präsidentin der Bildungs- und 
Kulturkommission für die sehr ausführlichen Erläuterungen zu diesem neuen Globalbudget. Wir sind 
heute Morgen noch mit einem Finanzierungsüberschuss von 8,3 Millionen Franken gestartet. Das ist der 
sogenannte Cashflow. Dann gab es eine Abstimmung und der Finanzierungsüberschuss ist um 
4,8 Millionen Franken gesunken. Heute Nachmittag gab es eine weitere Abstimmung und es gibt weite-
re Anträge. Wenn es so weitergeht, schmilzt der Cashflow gegen Null. Ein Cashflow unter Null bedeutet 
einen Cashloss und die laufenden Ausgaben müssen durch Schulden finanziert werden. Ich bitte Sie, Ihre 
Verantwortung jetzt wahrzunehmen. Im Namen der Finanzkommission bin ich ein wenig konsterniert. 
Der Vorsteher dieses Globalbudgets ist zwar ebenfalls ein Schwarzbube und auch ein Parteikollege, aber 
das ist mir grundsätzlich egal (Heiterkeit im Saal). Spass beiseite: Das Departement erhält mit diesem 
Globalbudget mehr Geld als bisher, aber nicht ganz so viel, wie es möchte. Ein bisschen weniger will die 
Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP. Es wäre aber vernünftig, wenn wir hier dem Antrag der Finanzkommis-
sion folgen würden. Wir können nicht so weitermachen. 

Beat Künzli (SVP). Ich habe Freude am letzten Votum, nachdem die SVP-Fraktion heute Morgen noch 
erklären musste, warum sie das Budget zurückweisen will. Dass die Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP bei 
diesem Globalbudget einen Kürzungsantrag stellt, macht den Bürgerlichen hier im Saal im ersten Mo-
ment einen sehr positiven Eindruck. Wenn man aber die ganze Geschichte der Diskussion über eine 
Kürzung bei der Mittelschulbildung kennt, hinterlässt es doch einen sehr fahlen Nachgeschmack. Bei 
allem Respekt vor der politischen Arbeit von allen hier im Parlament, bedauern wir es doch sehr, wenn 
es in diesem Saal noch immer Kräfte gibt, die versuchen, mediale Präsenz zu erhaschen, indem sie alle 
praktisch gleichlautenden Anträge der politischen Konkurrenz ablehnt, nur um dann eigene Anträge 
stellen zu können. Die SVP-Fraktion hat bereits in der Kommission einen entsprechenden, gut begrün-
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deten Antrag gestellt. Dieser wurde, wie wir von der Kommissionssprecherin gehört haben, knapp abge-
lehnt. Anschliessend ist die Finanzkommission - wir haben es von deren Sprecher gehört - nach guter 
Prüfung zum Schluss gelangt, dass es in diesem Globalbudget Einsparmöglichkeiten gibt. Auch dieser 
Antrag wurde abgelehnt. Jetzt wurde beim neusten Antrag, der auf dem Tisch liegt, der guten Form 
halber nochmals ein wenig reduziert, damit sich die Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP am Schluss rühmen 
kann, dass sie ihren Antrag erfolgreich durchbringen konnte. Es ist jetzt nur noch ein Klacks, wenn bei 
einem Gesamtbudget von über 124 Millionen Franken und einem Wachstum gegenüber der letzten 
Periode von 6,3 Millionen Franken noch 1,5 Milliönchen Franken gekürzt werden sollen. Damit können 
Sie sich definitiv nicht rühmen. Die Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP erwähnt in ihrer Begründung, dass - 
Zitat: «mit Blick auf den zu erwartenden Aufwandüberschuss alle Departemente angehalten seien, mög-
lichst wirtschaftlich zu denken und die zur Verfügung stehenden Optimierungsmöglichkeiten auszu-
schöpfen...» Wenn sie im Unterschied zum Antrag des Regierungsrats im Bereich der Mittelschulen 
durchaus Einsparpotential erkennt, indem beispielsweise die Bemühungen in Bezug auf die Klassenzu-
sammenlegungen intensiviert werden könnten, müssten wirklich spürbare und substantielle Kürzungs-
anträge unterstützt werden. Ansonsten geht es tatsächlich nur noch um die eigene Parteipolitik. Die 
SVP-Fraktion unterstützt selbstverständlich jeden Antrag, der die Erhöhung von neuen Globalbudgets 
ein wenig reduziert, unabhängig davon, wer die Anträge stellt. Das werden wir auch in diesem Fall 
machen. Da für uns das Budget selbst mit dieser Kürzung massiv über das Ziel hinausschiesst und wir 
trotz immer mehr Mitteln einen besseren Output in der Bildung vermissen, werden wir dieses Budget 
letztlich ablehnen. 

Anna Engeler (Grüne). Nicht ganz überraschend werde ich zu meinen Vorrednern einen Gegenpol ma-
chen. Wir werden dem Globalbudget gemäss dem Vorschlag des Regierungsrats zustimmen. In einer 
Zeit, in der sämtliche Branchen den Fachkräftemangel zuoberst auf ihrer Sorgenliste haben, können wir 
es uns schlicht nicht leisten, bei der Bildung zu sparen und Qualitätseinbussen in Kauf zu nehmen. Auch 
grössere Klassen sind eine Qualitätseinbusse. Was denken wir denn, wo all die fehlenden Fachkräfte 
herkommen sollen? Wir müssen hier investieren, damit wir diese später am Markt haben. Die Mehraus-
gaben in diesem Budget sind insbesondere auch mit zusätzlichen Investitionen in die Informatikausbil-
dung und in die Digitalisierung begründet. Hier dürfen wir auf der Mittelstufe keinesfalls Abstriche 
machen. Gerade diese Kenntnisse sind sehr gesucht und hier müssen und dürfen wir investieren. Für uns 
ist die Budgetplanung nachvollziehbar und gerechtfertigt und wir werden dem Antrag des Regierungs-
rats zustimmen. 

Marco Lupi (FDP), II. Vizepräsident. Die FDP.Die Liberalen-Fraktion ist sich ihrer Verantwortung im Bil-
dungsbereich sehr wohl bewusst. Allerdings darf das Wort «sparen» in einer so dramatisch angespann-
ten Finanzlage keine leere Worthülse sein. Es darf grundsätzlich keine heilige Kuh geben, die unantast-
bar bleibt, unabhängig davon, wie es finanziell aussieht. Sich einschränken kann - ja vielleicht muss - 
auch ein wenig schmerzen. Persönlich habe ich Mühe damit, wenn man jetzt so tut, als ob das aktuelle 
Budget locker verkraftbar sei, weil ab dem übernächsten Jahr alles wieder wie vorher sei. Die FDP.Die 
Liberalen-Fraktion steht auch hinter diesem Antrag der Finanzkommission und wird ihn unterstützen. 
Wir sind überzeugt davon, dass die relativ kleine Einsparung von der Verwaltung sinnvoll umgesetzt 
werden kann. Sollte der Antrag der Finanzkommission auf der Strecke bleiben, werden wir der Logik 
folgend den Antrag der Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP unterstützen. Wir hoffen umgekehrt, dass die 
Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP den Willen zum Sparen in diesem Globalbudget auch dann hat, wenn ihr 
Antrag nicht bis zum Schluss in Rennen bleibt. 

Nicole Hirt (glp). Auch wenn mehr Schüler und Schülerinnen und damit auch mehr Klassen für den Aus-
bau verantwortlich sind, darf man sich doch fragen, ob die Entwicklung an den Mittelschulen die ist, die 
wir wollen. Es ist doch so, dass wir mehr Schüler und Schülerinnen wollen, die eine Berufslehre machen. 
So müssten wir - wenn schon - das Budget der Volksschule erhöhen. Dieses haben wir letztes Jahr aber 
um 1 Million Franken gekürzt. Das steht diametral zu den Bestrebungen von MINT, IBLive, BIM, BAM, 
tunSolothurn, Wirtschaftstag oder Zukunftstag, was wir sehr schade finden. Die Kommissionssprecherin 
hat bereits angedeutet, dass wir uns über die Aufnahmequote in die Sek-P unterhalten müssen. Ange-
strebt sind 15 % bis 20 %, jetzt sind wir bei 24 %. Die glp-Fraktion will nicht bei der Bildung sparen. Wir 
wollen die Mittelschulbildung aus den vorhin erwähnten Gründen aber auch nicht unnötig ausbauen. 
Wir sprechen hier von einer Zunahme von 5,3 % im Globalbudget. Davon wollen die Finanzkommission 
2 % und die Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP 1,2 % weniger ausbauen. Bei den Finanzen ist es doch im-
mer auch eine Frage des Willens. Wir sind sicher, dass es auch mit einem weniger grossen Ausbau mög-



 VII. Session – 18. Sitzung - 13. Dezember 2022 989 

lich ist, die Qualität zu bewahren. Wir werden den Antrag der Finanzkommission grossmehrheitlich 
unterstützen. Sollte dieser unterliegen, unterstützen wir den Antrag der Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP. 

Daniel Nützi (Die Mitte). Es ist klar, dass wir uns in einem Spannungsfeld befinden - in einem Span-
nungsfeld zwischen der angespannten kantonalen Finanzlage und der zur Verfügungstellung von Mit-
teln für eine gute, angemessene, aber auch zukunftsgerichtete Mittelschulbildung. Auf die aktuelle 
Globalbudgetperiode 2020 bis 2022 bezogen geht man davon aus, dass das Ergebnis des Verpflich-
tungskredits bei insgesamt rund 117,9 Millionen Franken liegen wird. Auf die neue Globalbudgetperio-
de 2023 bis 2025 sind wir mit ansteigenden Schüler- und Schülerinnenzahlen konfrontiert, was sich un-
ter anderem in mehr Klassen ausdrückt. Die nur in diesem Zusammenhang veranschlagten Mehrkosten 
von rund 5,7 Millionen Franken würden bedingen, dass der neue Verpflichtungskredit gegenüber der 
vorherigen Globalbudgetperiode entsprechend angehoben werden müsste. Hier muss man festhalten, 
dass das Wachstum in keinem Zusammenhang mit einem Leistungsausbau steht. Aus diesem Grund ist es 
wichtig, Budgetkürzungen genau zu betrachten und die entsprechenden möglichen Auswirkungen 
darzulegen. Es ist sicherlich allen klar und es wurde am Morgen auch erwähnt, dass eine gute Bildung 
eine unserer zentralsten Ressourcen, wenn nicht sogar die zentralste Ressource darstellt, zu der es auch 
Sorge zu tragen gilt. Das heisst nicht, dass man der Bildung einen Blankoscheck ausstellt. Es gilt aber 
jeweils klar zu analysieren und zu hinterfragen, welche Auswirkungen Massnahmen haben können. Es 
kann und darf nicht sein, dass wir uns selber den Ast absägen, auf dem wir sitzen. Mit dem Antrag der 
Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP, den Verpflichtungskredit auf 122,729 Millionen Franken festzulegen, 
liegt ein Kompromiss vor. Dieser trägt der angespannten kantonalen Finanzlage, aber auch einem mög-
lichen Einsparpotential Rechnung - einem Einsparpotential, mit dem Optimierungsmöglichkeiten reali-
siert werden können, ohne dass die direkten Auswirkungen für die Schüler und Schülerinnen spürbar 
sind. Wir bitten Sie, unseren Antrag zu unterstützen. 

Mathias Stricker (SP). Die Fraktion SP/Junge SP unterstützt grundsätzlich die Überlegungen, die der Re-
gierungsrat bei diesem Globalbudget gemacht hat. Die Kostensteigerung ist durch die Zunahme der 
Anzahl Schüler und Schülerinnen plausibel. Weiter steht die Fraktion SP/Junge SP hinter dem Impulspro-
gramm «Bildung und Digitalisierung» des Departements für Bildung und Kultur. Dieses Programm stärkt 
den Kanton Solothurn in der Bildung und in der Wirtschaft. Man denke hier insbesondere an den Fach-
kräftemangel im digitalen Bereich. Wir begrüssen auch die Anpassungen für das schulische Fachmaturi-
tätsjahr des Berufsfelds Pädagogik, womit die Praxis gestärkt werden soll. Nach einer vertieften Abklä-
rung scheint uns eine leichte Budgetkorrektur aber verantwortbar und möglich zu sein. Der Antrag der 
Finanzkommission schiesst für uns aber massiv über das Ziel hinaus. Neben Klassenoptimierungen müss-
ten effektiv Lektionen abgebaut werden, um diesen Betrag einsparen zu können. Ein solcher Bildungs-
abbau ist für uns nicht machbar. Dem Antrag der Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP können wir nach reifli-
chen Überlegungen und Abklärungen vorsichtig zustimmen, im Bewusstsein, dass sich die Verwaltung 
bereits grösste Mühe gegeben hat, das Budget sorgfältig zu planen. Wir können aber einen gewissen 
Spielraum im Globalbudget erkennen und danken für eine sorgfältige Umsetzung. Beim Antrag der 
Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP fällt vor allem der letzte Satz der Begründung auf. Dort steht geschrie-
ben, dass damit auch vermieden werden soll, dass es zu einem Qualitätsabbau in der Bildung kommt, 
indem Leistungen gekürzt werden. Wir nehmen Sie gerne auch langfristig beim Wort.  

Michael Kummli (FDP). Meine Affinität zum Thema Bildung steht wohl ausser Diskussion, habe ich doch 
letztes Jahr das neue Globalbudget der Volksschule hier vertreten und auch beim Volksschulgesetz viel 
für unsere Fraktion gesprochen. Dabei steht für mich immer das Kind im Mittelpunkt. Nun sind wir an 
einem Punkt, an dem es mich stört, wenn eine Drohkulisse von Streichen von Lektionen usw. heraufbe-
schworen wird. Jetzt sagt sogar der höchste Lehrer im Kanton Solothurn, dass sie 1 % von den 2 %, die 
gestrichen werden sollen, unterstützen werden. Das ist genau das, was ich meine. Wir reden hier von 
Gymnasiasten, von Mittelschülern. Wir reden nicht von Kindergartenkindern, von denen die einen beim 
Eintritt in den Kindergarten kaum Deutsch sprechen und die anderen schon so weit sind, dass sie bereits 
in der dritten Klasse starten könnten. Wir reden hier von einer Klasse, in der in ihrer Zusammensetzung 
sehr ähnliche Schüler sind. Aus meiner Laiensicht scheint mir das viel unproblematischer daherzukom-
men. Ich bin überzeugt davon, dass Mathias Stricker, Beat Künzli und ich die Köpfe so lange zusammen-
stecken würden, bis wir eine Lösung gefunden haben, wenn wir den Auftrag hätten, die Stundenpläne 
mit all diesen Klassen festzulegen, auch wenn die Konsequenz wäre, dass es 0,5 bis 0,7 Schüler mehr in 
einer Klasse geben würde. Ich denke, dass man diesen Auftrag auch dem Amt weitergeben darf, ohne 
dass damit dem Kind wehgetan wird. Vielleicht wird mit einem halben Schüler mehr der eine oder an-
dere Lehrer stärker beschäftigt. Mir ist klar, dass es keine halben Schüler gibt (Heiterkeit im Saal). Meine 
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Frau arbeitet auch in der Pädagogik und ich weiss, dass jeder halbe Schüler mehr ein oder zwei zusätzli-
che Abende bedeutet. Aber auch wenn man das Kind in den Mittelpunkt stellt - und ich habe mich in 
den letzten zwei Jahren für jedes Kind und für jeden Franken eingesetzt - bitte ich Sie, dem Antrag der 
Finanzkommission zuzustimmen. Ich denke, dass die Kürzung hier möglich ist. 

Remo Ankli (Vorsteher des Departements für Bildung und Kultur). Wir haben ein Budget erstellt und 
vorgelegt, dass auf den Zahlen mit den Klassen basiert, was eine rechnerische Angelegenheit ist. Wir 
haben das Budget sorgfältig erstellt und wir versuchen das Möglichste, um die Klassengrössen zu opti-
mieren. Das wurde in der Vergangenheit so gemacht und ich kann Ihnen versprechen, dass das Budget - 
in welcher Höhe auch immer Sie es beschliessen - so umgesetzt wird, dass die Klassengrössen optimiert 
werden. Das muss jedes Jahr immer wieder neu gemacht werden und das ist auch richtig so. Die Anzahl 
Lektionen ist dann ein Diskussionspunkt, wenn eine Optimierung nicht mehr zu erreichen ist. Ich kann 
Ihnen aber bestätigen, dass eine Optimierung der Klassengrössen auch in unserem Sinne ist. Zudem 
kann ich sagen, dass wir uns dagegen wehren, dass das System noch komplizierter wird. In der Ver-
nehmlassung zur Reform der gymnasialen Maturität haben wir uns auch dahingehend geäussert, dass 
man nicht nochmals weitere Fächer additiv hinzunimmt, es dadurch noch komplexer wird und wir am 
Schluss noch grössere Probleme haben, die Klassengrössen zu optimieren. Der Weg muss sein, dass das 
nicht noch mehr ausgebaut wird. Christian Thalmann kann ich sagen, dass ich keine Thiersteiner Solida-
rität erwarte, wenn es um Finanzen geht. Beim Geld hört der Spass definitiv auf. Zum Schluss möchte ich 
erwähnen, dass sich der Regierungsrat nach Eingang der Anträge kurz ausgetauscht hat. So können wir 
sagen, dass uns der Antrag der Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP selbstverständlich näher ist als der Antrag 
der Finanzkommission. Diesem könnten wir uns wohl anschliessen. Das ist aber eine informelle Aussage 
und kein Beschluss des Regierungsrats. 
 
Eintreten wird stillschweigend beschlossen. 

Detailberatung 

Titel und Ingress, Ziffer 1. Angenommen 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Zu Ziffer 2. liegen die Anträge der Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP und 
der Finanzkommission vor. Diese stellen wir einander gegenüber. Der obsiegende Antrag wird anschlies-
send dem Antrag des Regierungsrats gegenübergestellt. 
  
Abstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 21] 
 
Für den Antrag der Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP 49 Stimmen 
Für den Antrag der Finanzkommission 35 Stimmen 
Enthaltungen 1 Stimme 
 
Abstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 22] 
 
Für den Antrag der Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP 72 Stimmen 
Für den Antrag des Regierungsrats und der Bildungs- und Kulturkommission 12 Stimmen 
Enthaltungen 1 Stimme 
 
Ziffern 3. und 4. Angenommen 

Kein Rückkommen.  

Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 23] 
 
Für Annahme des Beschlussesentwurfs 69 Stimmen 
Dagegen 19 Stimmen 
Enthaltungen 0 Stimmen 
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Der bereinigte Kantonsratsbeschluss lautet: 
  
Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 74 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 der Kantons-
verfassung vom 8. Juni 1986, gestützt auf § 19 Absatz 1 und § 20 des Gesetzes über die wirkungsorien-
tierte Verwaltungsführung vom 3. September 2003 (WoV-G), nach Kenntnisnahme von Botschaft und 
Entwurf des Regierungsrates vom 5. September 2022 (RRB Nr. 2022/1351), beschliesst: 
1. Für das Globalbudget «Mittelschulbildung» werden für die Jahre 2023 bis 2025 folgende Produkte-

gruppen und Ziele festgelegt: 
1.1 Produktegruppe 1: Gymnasien 

1.1.1 Fundierte, qualitativ hochstehende Allgemeinbildung zur Vorbereitung auf das Universi-
tätsstudium nach den Vorgaben der EDK und des Bundes 

1.1.2 Kostengünstige Ausbildung 
1.2 Produktegruppe 2: Sekundarschulen P 

1.2.1 Grundlegende, qualitativ hochstehende Allgemeinbildung als Vorbereitung auf die Ma-
turitätslehrgänge 

1.2.2 Kostengünstige Ausbildung 
1.3 Produktegruppe 3: Fachmittelschulen (FMS) 

1.3.1 Bedarfsgerechte, qualitativ hochstehende Vorbereitung auf anspruchsvolle Berufsausbil-
dungen an Fachhochschulen und höheren Fachschulen nach den Vorgaben der EDK 

1.3.2 Kostengünstige Ausbildung 
1.4 Produktegruppe 4: Weitere Bildungsgänge 

1.4.1 Führung von Vorkursen zur optimalen Vorbereitung auf Vorschul- und Primarstufenstu-
diengänge sowie Führung von Passerellenlehrgängen 

2. Für das Globalbudget «Mittelschulbildung» wird als Saldovorgabe für die Jahre 2023 bis 2025 ein 
Verpflichtungskredit von 122'729'000 Franken beschlossen. 

3. Der Verpflichtungskredit für das Globalbudget «Mittelschulbildung» wird bei einer vom Regierungs-
rat beschlossenen Lohnanpassung gemäss § 17 des Gesamtarbeitsvertrages vom 25. Oktober 
2004 (GAV) angepasst. 

4. Der Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Wir kommen zu den laufenden Globalbudgets «Berufsschulbildung» 
und «Kultur und Sport» ab Seite 183. Ich stelle fest, dass es keine Wortmeldungen dazu gibt. Damit 
haben wir das Kapitel 5. bereinigt und kommen zu Kapitel 6. Finanzdepartement. Dieses umfasst zwei 
neues Globalbudgets und eine Mehrjahresplanung sowie fünf laufende Globalbudgets. Ich stelle fest, 
dass es zu den Finanzgrössen keine Bemerkungen gibt. Ein Hinweis zu den Budgetkorrekturen: Diese 
gibt es gemäss unbestrittenem Antrag der Finanzkommission und des Regierungsrats zum Wegfall der 
Gewinnausschüttung der Schweizerischen Nationalbank, zu den Vermögenserträgen und zum Zinsen-
dienst aufgrund der Erhöhung der Leitzinsen und zur Anpassung der Steuererträge der kantonalen 
Steuern sowie zu den höheren Finanzausgleichssteuern der juristischen Personen. 

SGB 0141/2022 

Globalbudget «Führungsunterstützung Finanzdepartement und Amtschreibereiaufsicht» für 

die Jahre 2023 bis 2025 

Es liegen vor: 

a) Botschaft und Entwurf des Regierungsrats vom 5. September 2022: 
 
Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 74 Abs. 1 Bst. B und Abs. 2 der Kantonsverfassung 
vom 8. Juni 1986, gestützt auf § 19 Abs. 1 und § 20 des Gesetzes über die wirkungsorientierte Verwal-
tungsführung vom 3. September 2003 (WoV-G), nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des 
Regierungsrates vom 5. September 2022 (RRB Nr. 2022/1333), beschliesst: 
1. Für das Globalbudget «Führungsunterstützung Finanzdepartement und Amtschreibereiaufsicht» 

werden für die Jahre 2023 bis 2025 folgende Produktegruppen und Ziele festgelegt: 
1.1 Produktegruppe 1: Führungsunterstützung Finanzdepartement 

1.1.1 Bedarfsgerechte Führungsunterstützung sicherstellen. 
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1.1.2 Fristgerechte Bearbeitung der Erlassgesuche. 
1.2 Produktegruppe 2: Amtschreibereiaufsicht 

1.2.1 Gesetzeskonforme und einheitliche Rechtsanwendung durch die Amtschreibereien ist 
gewährleistet. 

2. Für das Globalbudget «Führungsunterstützung Finanzdepartement und Amtschreibereiaufsicht» 
wird als Saldovorgabe für die Jahre 2023 bis 2025 ein Verpflichtungskredit von 5'533'000 Franken be-
schlossen. 

3. Der Verpflichtungskredit für das Globalbudget «Führungsunterstützung Finanzdepartement und 
Amtschreibereiaufsicht» wird bei einer vom Regierungsrat beschlossenen Lohnanpassung gemäss 
§ 17 des Gesamtarbeitsvertrages vom 25. Oktober 2004 (BGS 126.3; GAV) angepasst. 

4. Der Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt. 
 
b) Zustimmender Antrag der Finanzkommission vom 25. Oktober 2022 zum Beschlussesentwurf des 

Regierungsrats. 

Eintretensfrage 

Fabian Gloor (Die Mitte), Sprecher der Finanzkommission. Das neue Globalbudget des Departementssek-
retariats inklusive der Amtschreibereiaufsicht kommt relativ unspektakulär daher. Es handelt sich gross-
mehrheitlich oder fast umfassend um eine Fortschreibung der Vergangenheit. So lautet auch der Glo-
balbudgetsaldo bis auf 2000 Franken genau gleich, nämlich auf 5,5 Millionen Franken, und das trotz 
eines minimalen Stellenwachstums. Auch bleiben die Produktegruppen und Leistungsindikatoren un-
verändert. Entsprechend kann ich mich hier kurzhalten. Dieses Globalbudget war in der Finanzkommis-
sion unbestritten und wurde einstimmig angenommen.  

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Ich stelle fest, dass das Wort nicht gewünscht wird und wir kommen zur 
Detailberatung.  
 
Eintreten wird stillschweigend beschlossen. 

Detailberatung 

Titel und Ingress, Ziffern 1., 2., 3. und 4. Angenommen 

Kein Rückkommen.  

Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 24] 
 
Für Annahme des Beschlussesentwurfs 64 Stimmen 
Dagegen 16 Stimmen 
Enthaltungen 0 Stimmen 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Wir kommen zu den laufenden Globalbudgets «Finanzen und Statistik», 
«Personalwesen» und «Steuerwesen» ab Seite 208. Ich stelle fest, dass es keine Wortmeldungen dazu 
gibt. 

SGB 0142/2022 

Globalbudget «Informationstechnologie» für die Jahre 2023 - 2025 

Es liegen vor: 

a) Botschaft und Entwurf des Regierungsrats vom 5. September 2022: 
 
Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 74 Abs. 1 Bst. B und Abs. 2 der Kantonsverfassung 
vom 8. Juni 1986, gestützt auf § 19 Abs. 1 und § 20 des Gesetzes über die wirkungsorientierte Verwal-
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tungsführung vom 3. September 2003 (WoV-G), nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des 
Regierungsrates vom 5. September 2022 (RRB Nr. 2022/1335), beschliesst: 
1. Für das Globalbudget «Informationstechnologie» werden für die Jahre 2023 bis 2025 folgende Pro-

duktegruppen und Ziele festgelegt: 
1.1 Produktegruppe 1: Informatik und Kommunikation (IKDL) 

1.1.1 Wirtschaftlicher Betrieb je Arbeitsplatz sicherstellen 
1.1.2 Hohe Betriebssicherheit gewährleisten 

1.2 Produktegruppe 2: Anwendungs- und Beratungsdienstleistungen (ABDL) 
1.2.1 Optimale Unterstützung der Geschäftsprozesse in den Dienststellen 

2. Für das Globalbudget «Informationstechnologie» wird als Saldovorgabe für die Jahre 2023 bis 
2025 ein Verpflichtungskredit von 68'817’000 Franken beschlossen. 

3. Der Verpflichtungskredit für das Globalbudget «Informationstechnologie» wird bei einer vom Regie-
rungsrat beschlossenen Lohnanpassung gemäss § 17 des Gesamtarbeitsvertrages vom 25. Oktober 
2004 (BGS 126.3; GAV) angepasst. 

4. Der Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt. 
 
b) Zustimmender Antrag der Finanzkommission vom 25. Oktober 2022 zum Beschlussesentwurf des 

Regierungsrats. 

Eintretensfrage 

Daniel Probst (FDP), Sprecher der Finanzkommission. Diese Vorlage befasst sich mit dem Globalbudget 
für die Informationstechnologie mit dem entsprechenden Verpflichtungskredit für die Jahre 2023 bis 
2025. Der Wirkungsbereich des Amts für Informatik und Organisation (AIO) hat sich in den letzten zwei 
Jahren markant verändert. So waren Anfang des Jahres 2020 nur wenige Personen im Homeoffice oder 
mobil unterwegs, was sich mit der Pandemie schlagartig geändert hat. Die Zahl der mobil arbeitenden 
Mitarbeitenden ist massiv angestiegen. Zudem wurden mit dem Bezug des Rosengartens durch das De-
partement für Bildung und Kultur teilweise das Konzept Shared Desk eingeführt. Das heisst, dass sich 
mehrere Mitarbeitende einen Arbeitsplatz teilen. Im Vergleich zum letzten Globalbudget werden im 
neuen Globalbudget markant mehr Kosten, nämlich 12,1 Millionen Franken ausgewiesen. Der grösste 
Teil dieser Erhöhung entfällt auf die Hard- und Softwarewartung. Das hängt damit zusammen, dass es 
für Microsoft-Lösungen nur noch Mietmodelle gibt. Das alleine hat Mehrkosten in der Höhe von 
6,3 Millionen Franken zur Folge. Ein weiterer grosser Posten ist das Personal. Hier schlägt sich der Perso-
nalausbau mit 3 Millionen Franken nieder. Im alten Globalbudget waren es im Schnitt 54,2 Pensen. Im 
neuen Globalbudget sind es 60,5 Pensen, also 6,3 Pensen mehr. Wegen dem markant höheren Global-
budgetsaldo haben wir im entsprechenden Ausschuss der Finanzkommission nach Potential für Einspa-
rungen gesucht, aber leider keines gefunden. Wir haben festgestellt, dass das AIO keine Kosten auf 
Vorrat generiert, sondern dass es ein Querschnittsamt ist, das von den Departementen, den Gerichten 
und der Staatskanzlei Bestellungen erhält, die entsprechenden Produkte und Dienstleistungen bereit-
stellen muss und somit auch die notwendigen Ressourcen braucht. Das Thema der Informationssicher-
heit wird immer wichtiger. Der Ausschuss und auch die Finanzkommission sind der Meinung, dass das 
sicher der letzte Ort ist, an dem man sparen sollte, weil die Angriffe immer häufiger werden. Ein mögli-
ches Sparpotential sieht die Finanzkommission darin, dass die Governance des AIO in Zukunft gestärkt 
wird, sprich die Freiheiten der Departemente eingeschränkt werden. Wir denken, dass in Zukunft viel-
leicht ein bisschen etwas gespart werden kann, wenn mehr Vorgaben von oben kommen. Obwohl es 
sich um einen starken Anstieg von 12,1 Millionen Franken handelt, haben sogar die Vertreter der SVP-
Fraktion keinen Kürzungsantrag gestellt. Das heisst, dass die Finanzkommission dem Globalbudget ein-
stimmig zugestimmt hat. Auch die FDP.Die Liberalen-Fraktion stimmt dem Beschlussesentwurf einstim-
mig zu. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Da sich keine Fraktionssprecher gemeldet haben, kommen wir zu De-
tailberatung.  
 
Eintreten wird stillschweigend beschlossen. 

Detailberatung 

Titel und Ingress, Ziffern 1., 2., 3. und 4. Angenommen 
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Kein Rückkommen.  

Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 25] 
 
Für Annahme des Beschlussesentwurfs 67 Stimmen 
Dagegen 16 Stimmen 
Enthaltungen 0 Stimmen 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Ich danke ganz herzlich für das gute Mitmachen. Wir sind am Nachmit-
tag viel schneller vorwärtsgekommen. Am Morgen hatte ich kurz Bedenken, dass es in dieser Session 
knapp werden könnte, aber wir haben einen Zacken zugelegt. Ich wünsche Ihnen gute Fraktionssitzun-
gen und bis morgen. 
 
Schluss der Sitzung um 14:55 Uhr 
 

 


